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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1 . Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung irgendwelche Verpflich- 
tungen eingegangen, um die seinerzeit nach Süd- 
jemen ausgeflogenen fünf Terroristen in die Bun- 
desrepublik Deutschland zurückzubringen, und 
wo befinden sich diese jetzt? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 18. August 1975 

Eine völkerrechtliche Verpflichtung, die fünf Terroristen in die Bun- 
desrepublik Deutschland zurückzubringen, ist die Bundesregierung 
nicht eingegangen. Die Bundesrepublik Deutschland ist aber nach all- 
gemeinem Völkerrecht verpflichtet, die fünf Terroristen wieder auf- 
zunehmen, falls sie von einem fremden Staat abgeschoben werden, 
denn es handelt sich um deutsche Staatsangehörige. 

Soweit der Bundesregierung bekannt ist, befinden sich die Terroristen 
noch immer im Südjemen. 


2. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der ,, Vertraulichen Mitteilungen 
aus Politik und Wirtschaft“ vom 31. Mai 1975 zu, 
der zufolge als Dolmetscher in der deutschen Bot- 
schaft in Warschau ein gewisser Winfried Lipscher 
amtiert oder amtiert hat, und welche Erkenntnisse 
liegen der Bundesregierung über dessen berufliche 
und politische Funktionen aus der Zeit vor seiner 
Übersiedlung in die Bundesrepublik Deutschland 
im Jahr 1975 vor? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 27. August 1975 

Es trifft zu, daß Herr Winfried Lipscher bei der Botschaft der Bundes- 
republik Deutschland in Warschau als Dolmetscher tätig ist. Er wurde 
am 15. September 1971 in den Sprachendienst des Auswärtigen Amts 
übernommen und seit dem 15. Oktober 1971 bei der Botschaft in 
Warschau eingesetzt. Er versieht dort seinen Dienst zur vollen Zu- 
friedenheit des Auswärtigen Amts. 

Bei dieser Sachlage sieht das Auswärtige Amt keine Veranlassung, zu 
dem Lebenslauf oder zu früheren beruflichen Tätigkeiten des Bedienste- 
ten vor seinem Eintritt in den Auswärtigen Dienst öffentlich Auskunft 
zu geben. Das Auswärtige Amt ist jedoch bereit, dies in nicht-öffent- 
licher Form zu tun. 


3. 


Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Welche Weisung hat die Bundesregierung den 
deutschen Auslandsvertretungen erteilt bezüglich 
einer eventuellen Wahrnehmung von Empfängen in 
Drittländern zum Ost-Berliner Staatsfeiertag, und 
hält es die Bundesregierung gegebenenfalls für an- 
gemessen, den Vertretern des Ost-Berliner Spalt- 
regimes Glückwünsche zu ihrer Staatsgründung zu 
übermitteln? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 18. August 1975 

Die Bundesregierung hat die deutschen Auslandsvertretungen davon 
unterrichtet, daß im Lichte des Vertrages über die Grundlagen der 
Beziehungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Deut- 
schen Demokratischen Republik grundsätzlich keine Bedenken mehr 
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dagegen bestehen, Einladungen der DDR-Vertretungen zu Veranstal- 
tungen anläßlich des Staatsfeiertages am 7. Oktober Folge zu leisten; 
dabei sollten jedoch protokollarische Gesichtspunkte und örtliche 
Gegebenheiten berücksichtigt werden. Für einen besonderen Glück- 
wunsch besteht kein Anlaß. 


4. Abgeordneter 
Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Wie hat die Bundesregierung sichergestellt, daß die 
unter polnischer Herrschaft lebenden Deutschen 
unbehindert erfahren, daß sie neue Ausreise anträge 
stellen müssen, und wird notfalls das Deutsche 
Rote Kreuz alle bei ihm registrierten Antragsteller 
(zur Zeit rund 280 000) brieflich darauf aufmerk- 
sam machen? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 18. August 1975 

Die in Ihrer Frage enthaltene Feststellung, daß alle ausreisewilligen 
Deutschen in Polen neue Ausreiseanträge stellen müßten, trifft nicht zu. 
Ledighch in den Fällen, in denen die zuständigen polnischen Behörden 
über bereits gestellte Anträge entschieden haben, müssen neue Anträge 
gestellt werden. Vorliegende und noch nicht endgültig abschlägig be- 
schiedene Anträge behalten ihre Gültigkeit, sofern sie von dem Aus- 
reisewilligen selbst gestellt sind. Dies ist auch in den Öffentlichkeits- 
medien unmißverständlich mitgeteüt worden, so daß ich glaube, davon 
ausgehen zu können, daß alle interessierten Personen über ihre Ange- 
hörigen in der Bundesrepublik Deutschland, die ja in diesen Tagen 
mit besonderem Interesse Pressemeldungen über die deutsch-polnischen 
Vereinbarungen verfolgen, unterrichtet werden. 

Im übrigen wird die deutsche Botschaft in Warschau, ebenso wie das 
Auswärtige Amt, allen Ratsuchenden entsprechende Auskunft erteilen. 


5. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obemau) 
(CDU/CSU) 


Welches sind die in der ursprünglichen deutschen 
Fassung der Vertrags- und Protokolltexte enthalte- 
nen Formulierungen, die auf Verlangen der Polen 
anläßlich der Paraphierung geändert wurden, und 
welche Gründe waren für die Änderung im Ein- 
zelnen ausschlaggebend? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 18. August 1975 

Die Ihrer Frage zugrundeliegende Feststellung trifft nicht zu. Die Ver- 
schiebung der Paraphierung der deutsch-polnischen Vereinbarungen 
um einige Stunden hatte rein technische Gründe, die mit der schwie- 
rigen Aufgabe des Textvergleichs dreier sachlich sehr verschieden- 
artiger Vereinbarungen zusammenhingen. 

Ein Dissens über die Inhalte der Vereinbarungen bestand zwischen den 
beiden Seiten nicht. 


6 . 


Abgeordneter 

Rainer 


(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung des ,, Tagesspiegel“ vom 7. August 
1975 zu, Polen werde im Rahmen der angekündig- 
ten 120 000 bis 125 000 Ausreisebewilligungen 
hauptsächlich Rentner, Hausfrauen und unqualifi- 
zierte Arbeiter berücksichtigen, während qualifizier- 
te Arbeitskräfte erst später und im Rahmen der 
wirtschaftlichen Möglichkeiten Polens einbezogen 
werden sollen, und ist - bejahendenfalls — dies ein 
weiteres Zugeständnis, das der Bundeskanzler dem 
polnischen KP-Chef gemacht hat? 
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Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 18. August 1975 

Die von Ihnen zitierte Meldung des „Tagesspiegel“ vom 7. August 
1975 ist spekulativ. 

Da es sich in den meisten Fällen um Familien handelt, die sich um die 
Ausreise bemühen, ist zu erwarten, daß die Altersstruktur des aus 
Polen ausreisenden Personenkreises wie bisher dem normalen Bevölke- 
rungsdurchschnitt entspricht. 


7. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten zu ver- 
hindern, daß die Berichterstattung durch die Aus- 
landspresse aus Indien ständig, zum Teil unter 
Androhung der Ausweisung von Korrespondenten, 
eingeschränkt wird, und ist die Bundesregierung 
bereits um Unterstützung für politisch Verfolgte 
in Indien angegangen worden? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 25. August 1975 

Die Bundesregierung sieht keine Möglichkeit, die Einschränkung der 
Berichterstattung durch die Auslandspresse aus Indien zu verhindern. 
Sie kann jedoch auf diplomatischem Weg darauf Einfluß nehmen 
— und sie hat dies wiederholt getan -, daß die indischen Zensurbe- 
stimmungen unseren Korrespondenten gegenüber großzügig gehand- 
habt werden. Zwei deutsche Korrespondenten wurde die Ausweisung 
angedroht - es handelt sich um Werner Adam (FAZ) und Carlos Wid- 
mann (SZ). Bis zum 19. August 1975 ist jedoch keine Ausweisung 
eines deutschen Korrespondenten bekanntgeworden. 

Bis zu diesem Zeitpunkt ist die Bundesregierung auch nicht um Unter- 
stützung für politisch Verfolgte in Indien gebeten worden. 


8. Abgeordneter 

Dr. Franz 

(CDU/CSU) 


Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung 
über die sowjetische Praxis hinsichtlich der Ge- 
währung von Journalisten- Visen zur mehrfachen 
Ein- und Ausreise in Verwirklichung der ent- 
sprechenden auf der KSZE Unterzeichneten Ab- 
sichtserklärungen vor, und was hat die Bundes- 
regierung unternommen, bzw. was gedenkt sie zu 
unternehmen, um zu entsprechenden zusätzlichen 
zwischenstaatlichen Vereinbarungen zu kommen, 
die von der sowjetischen Seite offenbar darüber- 
hinaus als notwendig erachtet werden? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 25. August 1975 

Nach unseren Informationen hat sich die sowjetische Praxis hinsicht- 
lich der Gewährung von Sichtvermerken für Journalisten zur mehr- 
fachen Ein- und Ausreise bisher nicht geändert. Demnach erhält der 
Korrespondent bei Akkreditierung einen für die Dauer des Kalender- 
jahres gültigen Aufenthaltsausweis. Falls der Korrespondent zeitweilig 
das Land verlassen will, muß er bei der Presseabteilung des sowjetischen 
Außenministeriums schriftlich unter Beifügung von 2 Lichtbildern die 
Ausreise beantragen. Der Antrag wird von der Presseabteilung an die 
zuständige Ausländerbehörde weitergeleitet. Die Frist zwischen An- 
tragstellung und Ausstellung des Visums beträgt normalerweise 5 Tage. 
In dringenden Fällen wird der Sichtvermerk auch innerhalb von einigen 
Stunden erteilt. Das Visum wird ausgestellt für eine einmalige Ausreise 
und Wie der einr eise für einen datenmäßig genau festgelegten Zeitraum, 
der maximal 3 Monate betragen kann. Falls der Betreffende verhindert 
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ist, in diesem Zeitraum das Visum zur Wiedereinreise auszunutzen, muß 
eine Verlängerung beantragt werden. Bei Erhalt des Visums muß der 
Aufenthaltsausweis bei der zuständigen Ausländerbehörde abgegeben 
werden. 

Durch Sondierungen unsererseits bei den zuständigen sowjetischen 
Stellen hat sich bestätigt, daß die sowjetische Seite unter Berufung 
auf die Schlußakte der KSZE bilaterale Vereinbarungen zur Voraus- 
setzung für eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen ausländischer 
Journalisten macht. 

Wir hoffen, daß die sowjetische Seite nunmehr, auch auf Grund der 
KSZE-Schlußakte, mit der von uns gegenüber den sowjetischen Korres- 
pondenten in der Bundesrepublik Deutschland geübten großzügigeren 
Praxis gleichzieht. Wir stehen mit ihr dieserhalb in Kontakt. Außerdem 
stimmen wir unsere Haltung auch in dieser Frage mit unseren west- 
lichen KSZE-Partnern ab. 

Die Bundesregierung ist aktiv bemüht, die Frage der Arbeitsbedingun- 
gen für Journalisten einer den Beschlüssen der KSZE konformen Rege- 
lung durch alle beteiligten Staaten zuzuführen. 


9. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung des ,, Tagesspiegel“ vom 8. August 
1975 zu, die Bundesregierung rechne damit, daß die 
Deutschen unter polnischer Herrschaft auf Geltend- 
machung von Rentenansprüchen gegen deutsche 
Versicherungsträger verzichteten, da die polnische 
Regierung derartige Ansprüche verbiete, weil damit 
die deutsche — von Polen verbotene — Staatsange- 
hörigkeit anerkannt werde, und was hat die Bundes- 
regierung unternommen, bzw. was gedenkt sie zu 
tun, um allen deutschen Staatsangehörigen ein Ver- 
halten als Deutsche zu ermöglichen? 


Antwort aes Staatsministers Wischnewski 
vom 27. August 1975 

In dem von Ihnen angesprochenen Zeitungsartikel wird abweichend 
von Ihrer Frage gesagt, daß nicht damit zu rechnen sei, daß polnische 
Bürger, die Deutsche im Sinne des Grundgesetzes sind, noch individuelle 
Rentenansprüche geltend machen könnten. Hierzu ist festzustellen, 
daß zwischen den im Rentenabkommen geregelten Fragen der Renten- 
versicherung und der Staatsangehörigkeitsfrage keinerlei Zusammen- 
hang besteht. 

Durch das dem Rentenabkommen zugrundeliegende Eingliederungs- 
prinzip ist vielmehr jeder der beiden Vertragsstaaten ausschließlicher 
Adressat von Rentenforderungen der auf seinem Staatsgebiet lebenden 
Rentenberechtigten . 


In welcher Form wird die Bundesregierung, der An- 
kündigung des Bundesministers des Auswärtigen 
entsprechend, die Öffentlichkeit darauf aufmerksam 
machen, wenn Teilnehmerstaaten der Konferenz 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa 
(KSZE) sich nicht an die dort gefaßten Beschlüsse 
halten, und sind der Bundesregierung bisher keine 
Fälle bekannt, die hierzu Anlaß geben? 

Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 28. August 1975 

Die Bundesregierung wird, ebenso wie die anderen Teilnehmerstaaten, 
darauf achten, daß alle Teilnehmerstaaten sich an die Regeln der Konfe- 
renz halten. Sollte es dabei Schwierigkeiten geben, so wird sie diese 
allein oder gemeinsam mit ihren Partnern und Verbündeten gegenüber 
dem entsprechenden Staat zur Sprache bringen. Außerdem sieht die 


10. Abgeordneter 
Röhner 
(CDU/CSU) 
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Schlußakte für 1977 in Belgrad eine Bestandsaufnahme durch alle Teil- 
nehmerstaaten vor, bei der Vertreter der Teilnehmerstaaten über die 
Durchführung der Bestimmungen der Schlußakte und die Ausführung 
der von der Konferenz definierten Aufgaben sprechen werden. 

Die Bundesregierung hat darüber hinaus ein Interesse daran, die Öffent- 
lichkeit über die Durchführung der KSZE-Beschlüsse aufzuklären, eben- 
so wie diese ein Recht auf volle Unterrichtung hat. In welcher Form sie 
dies jeweils tun wird, wird sich nach den Umständen richten. Die 
Schlußakte ist erst vor wenigen Wochen in Helsinki unterzeichnet 
worden. Die Bundesregierung sieht bisher noch keinen Anlaß, Be- 
schwerden über die fehlende Durchführung von KSZE-Beschlüssen vor- 
zubringen. 

1 1 . Abgeordneter 
Gerlach 
(Obemau) 

(CDU/CSU) 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 27. August 1975 

Bei dem Ausreiseprotokoll handelt es sich um ein zweiseitiges, von 
beiden Außenministern zu zeichnendes Dokument, in dem der pol- 
nische Außenminister für seine Regierung eine rechtsverbindliche 
Zusicherung über die Ausreisemöglichkeiten abgibt. Die Tatsache, daß 
die Ausreisefrage nicht in einem Vertrag geregelt worden ist, erklärt 
sich daraus, daß die polnische Regierung sich nicht in der Lage gesehen 
hat, Verwaltungsakte gegenüber Personen, die sie als eigene Staatsange- 
hörige in Anspruch nimmt, zum Gegenstand eines Vertrages zu machen. 
Die völkerrechtliche Verbindlichkeit der Zusicherung des polnischen 
Außenministers wird dadurch jedoch nicht beeinträchtigt. Die Bundes- 
regierung geht davon aus, daß die polnische Regierung alle Verpflich- 
tungen aus den Vereinbarungen von Helsinki in der vorgesehenen Weise 
erfüllen wird. 


Warum ist das sogenannte bilaterale Protokoll, das 
im Zusammenhang mit den jetzt paraphierten 
deutsch-polnischen Abkommen die Frage der Aus- 
reise Deutscher aus dem polnischen Machtbereich 
in die Bundesrepublik Deutschland behandelt, nicht 
von der gleichen völkerrechtlichen Qualität wie die 
beiden Abkommen über deutsche Finanzleistungen 
an Polen, und welcher rechtliche Wert ist diesem 
Protokoll beizumessen im Hinblick darauf, daß Po- 
len mehrfache ähnliche Zusagen nicht eingehalten 
hat? 


Warum ist in dem sogenannten bilateralen Protokoll, 
das im Zusammenhang mit den jetzt paraphierten 
deutsch-polnischen Abkommen die Frage der Aus- 
reise Deutscher aus dem polnischen Machtbereich 
in die Bundesrepublik Deutschland behandelt, nicht 
vereinbart worden, daß ausreisewillige Deutsche 
wegen ihres Ausreisebegehrens nicht mehr den 
üblichen und bekannten Schikanen wie beispiels- 
weise Kündigung von Wohnung und Arbeitsplatz 
ausgesetzt werden, oder hat die Bundesregierung 
nach Kenntnis der bisherigen Praxis keinen Grund 
gesehen, derartige Zusicherungen zu verlangen? 

Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 27. August 1975 

Wie Sie wissen, ist es international nicht üblich, ohne Zustimmung des 
Partners zwischenstaatliche Vereinbarungen vor deren Unterzeichnung 
zu veröffentlichen. Ich bin daher nicht in der Lage, zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt zu den einzelnen Punkten des Ausreiseprotokolls Stellung 
zu nehmen. 

Die Bundesregierung ist gerne bereit, nach der Veröffentlichung der 
Texte ausführlich hierzu Auskunft zu geben. 


12. Abgeordneter 
Gerlach 
(Obemau) 
(CDU/CSU) 
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13. Abgeordneter 

Dr. Riedl 
(München) 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung des ,,Tagesspieger' vom 7. August 
1975 zu, eine ausweglose wirtschaftliche Situation 
habe die polnische Seite zu den Verabredungen mit 
Bundeskanzler Schmidt bewogen, und wie recht- 
fertigt die Bundesregierung angesichts dessen ihren 
Verzicht auf Ausreisezusagen für alle ausreise- 
willigen Deutschen und ihren Verzicht, den Deut- 
schen unter polnischer Herrschaft angemessene 
Renten auf Grund ihrer früheren Beiträge an die 
deutschen Rentenversicherungsträger zu zahlen? 


Antwort des Staatsministers Wischnewski 
vom 27. August 1975 

Über eine ausweglose wirtschaftliche Situation der Volksrepublik 
Polen ist der Bundesregierung nichts bekannt. Die Bundesregierung 
hat auch auf keine Ausreisezusagen verzichtet. Sie geht davon aus, 
daß der in der ,, Information der Regierung der Volksrepublik Polen“ 
genannte Personenkreis ohne zeitliche Beschränkung weiterhin Aus- 
reiseanträge stellen kann. 

Schließlich teilt die Bundesregierung auch nicht die in der Frage zum 
Ausdruck kommende Auffassung, daß sich die Lage der vom Renten- 
abkommen Betroffenen nicht verbessern wird. Auf Grund des dem 
Abkommen zugrunde liegenden Eingliederungsprinzips haben die Be- 
troffenen nunmehr einen Anspruch gegen die polnische Rentenver- 
sicherung, während sich an der Situation gegenüber der deutschen 
Rentenversicherung verglichen mit dem Zustand vor dem Abkommen 
nichts ändern wird. 

Durch die Zusammenrechnung der in den beiden Vertragsstaaten 
zurückgelegten Versicherungszeiten wird es in diesen Fällen auch zu 
Rentenerhöhungen kommen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


14. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß die Bundesregierung Anweisung 
erteilt hat, keine weiteren Reparaturen an den mit 
Bundeskosten eingebauten Elektrosirenen vorzu- 
nehmen, allenfalls sie zu demontieren und wenn ja, 
von welchen sicherheitspolitischen und wirtschaft- 
lichen Gründen geht die Bundesregierung dabei aus? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 18. August 1975 

Die Bundesregierung ist bestrebt, den Sirenenaufbau - wenn auch zeit- 
lich gestreckt - zu Ende zu führen. 

Von den für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland erforderlichen 
82 500 Sirenenanlagen wurden bis zum 30. Juni 1975 66 600 auf- 

gebaut; das sind 81 v. H. Im ersten Halbjahr 1975 wurden mehr als 
600 neue Sirenenanlagen errichtet. 

Die Sirenen werden laufend gewartet und instandgehalten, so daß jeder- 
zeit die Funktionsfähigkeit des Sirenennetzes gewährleistet ist. 

Auf Grund des Zusammentreffens verschiedener Umstände ist es erfor- 
derlich, die für das Haushaltsjahr 1975 zur Verfügung stehenden Haus- 
haltsmittel für die Unterhaltung von Sirenenanlagen (Kapitel 36 04 
Titel 515 23 des Bundeshaushaltsplans) vorrangig für die Erfüllung 
restlicher Verpflichtungen einzusetzen und weniger dringliche Maß- 
nahmen zeitweilig zurückzustellen. 
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So häufen sich z. Z. die Fälle, in denen Grundstückseigentümer die aus- 
laufenden Gestattungsverträge für die Aufstellung von Sirenen nicht 
mehr verlängern. Diese Anlagen müssen zwangsläufig demontiert und 
an anderer Stelle wieder aufgebaut werden. Da sich die Montagekosten 
für eine Elektrosirene (Aufbau) — je nach Lage des Einzelfalls — auf 
ca. 2500 bis 3500 DM belaufen, sind allein für diesen Zweck erheb- 
liche Haushaltsmittel aufzuwenden. Zum anderen sind auf Grund der 
Preisentwicklung auf dem Dienstleistungssektor die Kosten für Wartung 
und Instandsetzung von Sirenen stark gestiegen (1974 gegenüber 1973 
ca. 21. V. H,). 

Unter Berücksichtigung der derzeitigen Haushaltstage ist es daher er- 
forderlich, Prioritäten zu setzen. Eine Verschiebung von Maßnahmen 
auf kommende Haushaltsjahre läßt sich nicht vermeiden. Sicherheits- 
politische Belange der Bundesrepublik Deutschland werden dadurch 
jedoch nicht tangiert. 


15. Abgeordneter Trifft es zu, daß der Stab der Gruppe 1 des Bundes- 

Dr. Jobst grenzschutzes in Schwandorf aufgelöst werden soll? 

(CDU/CSU) 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 22. August 1975 

Es trifft zu, daß der Stab der Grenzschutzgruppe 1 in Schwandorf auf- 
gelöst wird, um seine Planstellen für den Raum Bonn zu verwenden, 
wo sich ein vermehrter Bedarf an Kräften des Bundesgrenzschutzes 
sowohl zur Sicherung von Verfassungsorganen und Bundesministerien 
als auch zur Unterstützung der Polizei des Landes Nordrhein-Westfalen 
nach § 9 des Bundesgrenzschutzgesetzes ergeben hat. 


16. Abgeordneter 
Dr. Jobst 
(CDU/CSU) 


Ist sich die Bundesregierung bewußt, daß bei einer 
Auflösung des Stabes der Grenzschutzgruppe 1 
die gesamte Grenze zur Tschechoslowakei mit einer 
Länge von 370 km von der einzigen an der Grenze 
liegenden Kommandobehörde entblößt und dadurch 
die Sicherheitslage beeinträchtigt wird? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 22. August 1975 

Die Auflösung des Stabes der Grenzschutzgruppe 1 führt nicht dazu, 
daß künftig an der Grenze zur CS SR keine Führungseinrichtungen mehr 
vorhanden wären und damit die Sicherheitslage beeinträchtigt würde. 
Führungseinrichtungen des BGS sind auch künftig in ausreichendem 
Maße vorhanden. 

Unmittelbar im Rahmen ihrer Grenzabschnitte führen — wie bisher 
auch - die Grenzschutzabteilungen. Dies gilt für den täglichen Grenz- 
streifendienst wie auch für Einsätze bei besonderen Vorkommnissen an 
der Grenze und im Grenzraum. 

Soweit bei einem Einsatz mehrere Abteilungen verwendet werden 
müßten, könnte die erforderliche Führungseinrichtung aus den bestehen- 
den Führungsstrukturen ohne organisatorische Schwierigkeiten ge- 
bildet werden. Neben dem Grenzschutzkommando wird in jedem 
Kommandobereich als weiterer Führungsstab ein Gruppenstab ver- 
bleiben. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


17. Abgeordneter 
Dr. Riedl 
(München) 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 29. Juli 1975 zu, die durch Klein- 
kriminalität Geschädigten zeigten die Taten nur in 
1 von 3 bis zu 1 von 32 Fällen bei der Polizei an, 
und welche Schlußfolgerungen zieht die Bundes- 
regierung — bejahendenfalls - daraus für das Straf- 
verfahrens- und Gerichtsverfassungsrecht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. de With 
vom 21. August 1975 

Der Artikel in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung vom 29. Juli 1975, 
auf den sich Ihre Frage bezieht, stützt sich ersichtlich auf die Unter- 
suchung, die ein Forscherteam in den Jahren 1973/74 in Göttingen 
durchgeführt hat. Das Ergebnis ist in der Studie von Schwind und 
anderen ,, Dunkelfeldforschung in Göttingen 1973/74“ veröffentlicht. 
Sie ist als Band zwei der Forschungsreihe des Bundeskriminalamtes 
in diesem Jahr in Wiesbaden erschienen. 

Die Untersuchung befaßt sich mit den Dunkelziffern bestimmter 
Delikte in Göttingen im Jahr 1973. Sie ist nicht auf Kleinkriminali- 
tät beschränkt. Als Methode der Dunkelfeldforschung hat das Forscher- 
team - wie die Verfasser in der Vorbemerkung ihrer Schrift ausfüh- 
ren — die Opferbefragung gewählt. Etwa jeder 100. Göttinger Einwoh- 
ner (Zufallsstichprobe) ist gefragt worden, ob er im Jahr 1973 Opfer 
eines Raubes, eines Diebstahls, einer Körperverletzung, einer Sachbe- 
schädigung oder einer Unfallflucht geworden sei. Die Resultate sind 
der polizeilichen Kriminalstatistik der Stadt Göttingen gegenüberge- 
stellt worden. Dabei hat sich gezeigt, daß die hochgerechneten Zahlen 
über angezeigte Delikte in der Zufallsstichprobe von den Zahlen der 
offiziellen Statistik nicht wesentlich abweichen. 

Mit dem Problem der Dunkelfeldforschung befaßt sich auch eine Unter- 
suchung von Dr. Stephan vom Max-Planck-lnstitut für ausländisches 
und internationales Strafrecht in Freiburg, die in Heft fünf der Krimi- 
nalstatistik 1975 veröffentlicht worden ist. Die Untersuchung, die nur 
für den Raum Stuttgart, nicht für die Bundesrepublik Deutschland, 
repräsentativ ist, basiert auf einer in Stuttgart durchgeführten Opfer- 
befragung von insgesamt 1073 Personen. Das ermittelte Dunkelfeld 
schwankt zwischen 

1 : 6 bei Diebstählen (einschließlich versuchten Diebstählen) von 
Kraftwagen, Mopeds und Krafträdern bis zu 
1 : 44 bei versuchten Diebstählen in und aus Wohnräumen. 

Beide Untersuchungen beziehen sich auf einen bestimmten Unter- 
suchungsraum und eine eng begrenzte Untersuchungszeit. Sie ver- 
mitteln — auch nach dem Verständnis der Verfasser — nur eine , »Mo- 
mentaufnahme“ und können mit ihrem Zahlenmaterial, das immerhin 
die Schlußfolgerung erlaubt, daß das Dunkelfeld im Bereich der Klein- 
kriminalität größer als im Bereich der schweren Kriminalität ist, nicht 
verallgemeinert oder gar zur Grundlage von Gesetzesänderungen 
gemacht werden. 

Daneben ist noch folgendes zu bedenken: 

Soweit Straftaten nicht angezeigt werden und ,,im dunkeln“ bleiben, 
geschieht dies aus den verschiedensten Gründen. Dazu mag auch man- 
gelndes Vertrauen der Geschädigten in die Arbeit der Strafverfolgungs- 
behörden gehören, vor allem aber auch Bequemlichkeit, Gleichgültig- 
keit, interner Schadensausgleich, Mitleid mit dem Täter, Schamgefühl 
der Opfer oder ihre Furcht vor Schadenfreude. Nicht zuletzt wird in 
vielen Fällen auch deshalb von einer Anzeige abgesehen, weil dem 
Geschädigten die Angelegenheit zu geringfügig erscheint. Es versteht 
sich von selbst, daß diese Motive nur zum geringen Teil durch gesetz- 
geberische Maßnahmen beeinflußbar sind. Gewisse Unbequemlich- 
keiten, die mit der Anzeigenerstattung und der Zeugenvernehmung 
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verbunden sind und den Geschädigten insbesondere bei Bagatellschäden 
von einer Anzeige zurückhalten mögen, können durch Gesetz nicht 
beseitigt werden. 

In diesem Zusammenhang ist noch anzumerken, daß auf Vorschlag 
der Bundesregierung mit dem Ersten Gesetz zur Reform des Straf- 
verfahrensrechts und dem Einführungsgesetz zum Strafgesetzbuch, 
die beide am 1. Januar 1975 in Kraft getreten sind, neue Möglich- 
keiten (§§ 153, 153 a StPO) geschaffen wurden, die Bagatellkrimi- 
nalität - soweit sie bekannt wird in sachgerechter Weise zu erledigen. 

18. Abgeordneter Wie steht die Bundesregierung zu der Kritik an dem 
Zebisch ,, Juristischen Informationssystem“ (JURIS) des 

(SPD) Bundesministeriums der Justiz, die dahin geht, daß 

erhebliche Auswirkungen auf die bestehenden 
Publikationsformen zu befürchten sind und den 
bisherigen Medien (juristische Fachpresse, gra- 
phische Industrie und Sortimentsbuchhandel) auf 
breiter Front die wirtschaftliche Grundlage entzo- 
gen wird? 

Antwort des Staatssekretärs Dr. Erkel 
vom 18. August 1975 

Die Befürchtung, von der in der Frage die Rede ist, ist hier bekannt; 
sie wird von der Verlegervereinigung Rechtsinformatik e. V. (VVR) 
geäußert, ist aber nicht begründet. Die VVR steht seit ihrer Gründung 
im Jahr 1970 mit dem Bundesministerium der Justiz in Kontakt. Es 
wurden zahlreiche Gespräche geführt und mehrere Informationsver- 
anstaltungen abgehalten. Die VVR hat nunmehr dem Bundes- 
ministerium der Justiz ihre Stellungnahme zum Juristischen Informa- 
tionssystem mit der Bitte übersandt, die Gespräche fortzusetzen und 
nach Wegen zur Kooperation zu suchen. Das Bundesministenum der 
Justiz wird dem entsprechen und gemeinsam mit der VVR Lösungen 
suchen, die den Interessen aller Seiten weitestgehend gerecht werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


19. Abgeordneter Wieviel Geld verlieren die Sparer der Bundesrepu- 
Dr. Arnold blik Deutschland nach Einschätzung der Bundes- 

(CDU/CSU) regierung in diesem Jahr durch Inflation, und wie- 

viel haben sie in den letzten fünf Jahren verloren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 21. August 1975 

Schon mehrfach haben Kollegen Ihrer Fraktion die Bundesregierung 
nach einer Errechnung der Kaufkraftverluste der Sparer gefragt. Nach 
wie vor hält es die Bundesregierung nicht für sinnvoll, die Differenz 
zwischen den Zinsgutschriften und dem Kaufkraftverlust - so wird der 
Verlust der Sparer in der öffentlichen Diskussion überwiegend defi- 
niert - zu errechnen, weil dies zu irreführenden Ergebnissen führt, 
denn die Verwendung der Ersparnisse ist individuell so unterschiedlich, 
daß kein zutreffendes Gesamtergebnis errechnet werden kann. Außer- 
dem ist ein beachtlicher Teil der Ersparnisse nur kurzfristig angelegt 
und dient größtenteils der Kassenhaltung und dem Ausgleich schwan- 
kender Ausgabeerfordernisse der privaten Haushalte. 

Dies gilt besonders für die Spareinlagen mit gesetzlicher Kündigungs- 
frist. Schon die kurzfristige Einlagezeit führt dazu, daß eine Errech- 
nung von Entwertungsverlusten, etwa mit der Steigerungsrate des 
Lebenshaltungskostenindex, nicht gerechtfertigt erscheint. 

Im übrigen möchte ich darauf hin weisen, daß die Zinssätze für lang- 
fristige Anlagen nach wie vor höher sind als der Kaufkraftschwund. 

Schließlich möchte ich auch an die staatliche Sparförderung erinnern, 
durch die die Sparer Jahr für Jahr zusätzliche Vorteile in Milliarden- 
höhe erhalten. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


20. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
Vogt Schlußverkauf-Verordnung längst zur Farce ge- 

(CDU/CSÜ) worden ist, weil viele Händler schon Wochen vor 

den offiziellen Schlußverkaufstagen mit Hilfe von 
Sonderangeboten ihre Läger räumen, und somit 
die Händler im Wettbewerb benachteiligt werden, 
die sich an die Bestimmungen der Schlußverkauf- 
Verordnung halten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 20. August 1975 

Die Bundesregierung ist nicht der Auffassung, daß die auf Grund der 
Ermächtigung in § 9 des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb 
erlassene Verordnung über Sommer- und Winterschlußverkäufe vom 
13. Juli 1950, gegen die allerdings nicht selten verstoßen wird, in- 
zwischen zur Farce geworden ist. 

Der Saisonschlußverkauf erleichtert dem Handel und der Industrie 
die rechtzeitige Lagerräumung vor Beginn der neuen Saison und gibt 
dem Verbraucher die Möglichkeit, Waren zu teilweise stark herabge- 
setzten Preisen zu kaufen. 

Diese Möglichkeit hat der Verbraucher allerdings oft bereits längere 
Zeit vor Beginn des Schlußverkaufs durch die zahlreichen Sonderange- 
bote, mit deren Hilfe der Handel seinen Umsatz zu erhöhen versucht. 
Derartige Aktionen sind legal, sofern nicht der Eindruck eines vorweg- 
genommenen Schlußverkaufs erweckt wird. 

Verstöße gegen die Schlußverkauf-Verordnung häufen sich, wenn der 
Umsatz des Einzelhandels, bedingt durch eine allgemeine Kaufzurück- 
haltung der Konsumenten oder ungünstige Witterungsverhältnisse, nicht 
den Erwartungen entspricht. Dann bleibt nicht selten auch die handels- 
übliche ,, Karenzzeit“ von zwei Wochen vor Beginn des Saisonschluß- 
verkaufs für die Werbung mit Sonderangeboten unbeachtet. 

Hiergegen können Mitbewerber und gewerbliche Verbände nach § 13 
des Gesetzes gegen den unlauteren Wettbewerb (UWG) mit Abmahnun- 
gen und einstweiligen Verfügungen Vorgehen. Soweit ich unterrichtet 
bin, wird von dieser Möglichkeit in der Praxis auch Gebrauch gemacht. 
Derartige Verstöße rechtfertigen jedoch nicht die Annahme, daß die 
Schlußverkauf-Verordnung allgemein nicht mehr beachtet wird und 
ihren wirtschaftlichen Zweck verfehlt. 


21. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, den Vorschlag der 
Vogt Arbeitsgemeinschaft Verbraucher (AGV) aufzu- 

(CDU/CSU) greifen, wonach die Händler frei bestimmen sollen, 

wann sie mit Preisreduzierungen nach Abschluß 
einer Saison ihre Läger für neue Waren räumen 
wollen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 20. August 1975 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht, den Beginn und das Ende des 
Saisonschlußverkaufs der freien Entscheidung des einzelnen Händlers 
zu überlassen. Sie ist vielmehr der Auffassung, daß die derzeitige Rege- 
lung trotz gewisser Mängel - beibehalten werden sollte. 

Der generell auf zwei Wochen begrenzte, im gesamten Bundesgebiet 
zur gleichen Zeit stattfindende Saisonschlußverkauf schafft für die 
beteiligten Einzelhandelsunternehmen gleiche Bedingungen und dient 
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auch den Interessen des Verbrauchers, der sich auf den allgemein be- 
kannten Zeitpunkt des Schlußverkaufs einstellen und während des 
Schlußverkaufs zwischen den Angeboten der verschiedenen Einzel- 
handelsunternehmen vergleichen kann. Gerade die Verbraucherver- 
bände weisen mit Recht immer wieder auf die Bedeutung des kri- 
tischen Preisvergleichs durch den Konsumenten hin. 

Von Geschäft zu Geschäft unterschiedliche Schlußverkaufstermine 
würden dazu führen, daß der Verbraucher fortlaufend durch besondere, 
in der Werbung herausgestellte Verkaufsveranstaltungen verwirrt würde. 
Allenfalls mit erheblichem Verwaltungsaufwand ließe sich verhindern, 
daß potente Anbieter das ganze Jahr hindurch „Schlußverkäufe“ ver- 
anstalten. 


22. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die derzeitige 

Wolfram Lage auf dem deutschen, europäischen und Welt- 

( Recklinghausen] Aluminiummarkt? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 22. August 1975 

Der deutsche Aluminiummarkt ist stark vom Weltmarkt abhängig. Das 
liegt insbesondere an 

— der totalen deutschen Einfuhrabhängigkeit beim Bauxit 

“ der Preis führerschaft der großen US-amerikanischen und kana- 
dischen Hütten, die diese bei weltweit anhaltender Absatzschwäche 
dank ihrer Kostenvorteile z. B. bei der Energieversorgung — sie 
schlagen auf Grund der veränderten Wechselkursrelationen durch - 
.*zur Geltung bringen können. 

Die derzeitige Lage des Aluminiumweltmarktes stellt sich wie folgt dar; 

Einer ausgeprägten Marktanspannung mit Höhepunkt im Jahr 1974 
folgte ein zunehmender Nachfragerückgang, der auf den wirtschaft- 
lichen Klimaumschwung in den Hauptverbrauchszentren der Welt 
(USA, Japan, Westeuropa) zurückzuführen ist. Zahlreiche Aluminium- 
hütten — insbesondere in den USA und Japan — nehmen die Produk- 
tion zurück (die neuesten Angaben weisen für Juni 1975 eine Kapazi- 
tätsauslastung von nur noch rund 74 % in den USA, rund 70 % in Ost- 
asien, rund 87 % in Westeuropa und rund 79 % für die westliche Welt 
insgesamt aus). Parallel dazu ist bei den Produzenten eine erhebliche 
Zunahme der Lagebestände zu verzeichnen; sie haben sich im Laufe 
eines Jahres in Nordamerika und Westeuropa mehr als verdoppelt, 
in Japan sogar verfünffacht. 

Die skizzierte Entwicklung spiegelt sich in den Freimarktpreisen wider, 
die im Juni 1974 mit rund 280 DM/ 100 kg einen Höchststand erreich- 
ten und bis zum Juni 1975 auf rund 156 DM/ 100 kg gefallen sind. Im 
Juli 1975 ergab sich allerdings eine leichte Erholung auf rund 
170 DM/ 100 kg. Vor kurzem haben auch die US-Hütten ihren Produ- 
zentenpreis von 39 auf 41 cts/lb erhöht, um gestiegene Kosten aufzu- 
fangen. Aus diesen Preisanstiegen bereits eine optimistische Prognose 
für die weitere Entwicklung der Nachfrage abzuleiten, erscheint jedoch 
verfrüht. Die Bundesregierung teilt vielmehr die Meinung zahlreicher 
Experten, daß eine Erholung des Weltaluminiummarktes einen allge- 
meinen konjunkturellen Aufschwung in den USA, Japan und West- 
europa voraussetzt. 

Längerfristig kann nach dem Urteil der meisten Sachverständigen durch- 
aus von einer weltweit zunehmenden Aluminiumnachfrage ausgegangen 
werden, die u. U. zeitweise an die Grenzen der langsamer als in der 
Vergangenheit wachsenden Hüttenkapazitäten führen könnte. Aller- 
dings dürfte die Zuwachsrate des Verbrauchs in Zukunft deutlich unter 
den Werten der letzten Jahre (It. OECD 8 %) liegen. 
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Auch in der Bundesrepublik Deutschland setzte im zweiten Halbjahr 
1974 ein Nachfragerückgang ein, der zunächst die Abnehmer von 
Hüttenaluminium - Gießereien und Halbzeugindustrie — traf, seit Ende 
letzten Jahres aber auch auf die Aluminiumhütten selbst durchschlägt. 
Verstärkend wirkte dabei der Bestandsabbau bei Verarbeitern und End- 
verbrauchern, der in Erwartung sinkender Preise, aber auch zur Liqui- 
ditätsverbesserung angesichts der kurzfristigen Liefermöglichkeiten 
der Produzenten eingeleitet wurde. Die Anpassung an diese Entwicklung 
führte auch bei den deutschen Hütten zu einer Erhöhung der Lager- 
bestände (knapp 120 000 t am 31. März 1975 gegenüberrund 64 000 t 
am 30. Juni 1974) und zu Produktionseinschränkungen, die zunächst 
hauptsächlich durch technische Maßnahmen erzielt werden konnten. 
Im Halbzeugbereich und bei den Gießereien dagegen — eine Lager- 
haltung ist hier wegen der Produktionsstruktur nicht oder nur in be- 
scheidenem Umfang möglich — wurde frühzeitig auch die Beschäfti- 
gung betroffen (Abbau von Überstunden und Schichtbetrieb, Kurz- 
arbeit, Einstellungsstopp, Entlassungen). Ein exakter Überblick ist im 
Augenblick allerdings infolge der unterschiedlichen Urlaubszeitrege- 
lungen nicht zu gewinnen. 

Die Marktschwäche nicht nur in der Bundesrepublik Deutschland, son- 
dern auch in Westeuropa spiegelt sich auch in der Entwicklung des 
Außenhandels: Während die deutsche Produktion an Hüttenaluminium 
in den Monaten Januar bis Mai 1975 gegenüber dem gleichen Zeitraum 
des Vorjahres um rund 6,5 % auf über 287 000 t zunahm, gingen gleich- 
zeitig sowohl die Einfuhr (knapp 64 000 t gegenüber knapp 98 000 t) 
als auch die Ausfuhr (knapp 1 5 000 t gegenüber 27 000 t) erheblich 
zurück. 

Die Erwartungen für den weiteren Verlauf des Jahres 1975 sind nach 
wie vor durch Unsicherheit über die Entwicklung wichtiger Abnehmer- 
bereiche (Fahrzeugbau, Bauwirtschaft, Maschinenbau und Elektro- 
technik) gekennzeichnet. Die Auftragseingänge im Halbzeug- und 
Gießereibereich lassen z. Z. keine generelle Marktbelebung erkennen; 
daher sind auch die Markterwartungen der Hütten derzeit von Skepsis 
bestimmt. Allerdings dürften auch hier saisonale Einflüsse von Bedeu- 
tung sein. Entscheidend für die Beurteilung der kurz- und mittelfristigen 
Aussichten wird der Konjunkturverlauf in den nächsten Monaten sein; 
dabei dürften vor allem ein Fortdauern der Belebungstendenzen bei 
der Kfz, -Industrie sowie die möglichen Auswirkungen der in Erörte- 
rung befindlichen konjunkturstützenden Maßnahmen in der Bauwirt- 
schaft abstützende oder sogar expansive Effekte auf den Aluminium- 
bereich haben. 

Gerade in den letzten Monaten ist bei einigen Unternehmen das Be- 
mühen um strukturelle Änderungen spürbar geworden. Dem dürfte 
die Erkenntnis zugrunde liegen, daß sich der deutschen Aluminium- 
industrie über die gegenwärtigen konjunkturellen Schwierigkeiten 
hinaus nur längerfristig zu beantwortende Strukturfragen stellen. 
Hier sind vor allem die Probleme der Rohstoff- und Energieversorgung 
zu nennen, aber auch tiefgreifende, in ihrem Ausmaß nicht abzusehende 
Wandlungen in den Hauptabnehmerbereichen Kfz.- und Bausektor. 
Die Antwort der Industrie war bisher zum einen der Versuch einer 
engeren Kooperation in bestimmten Bereichen - dem konnte aus 
wettbewerbsrechtlichen Gründen nicht zugestimmt werden -, zum 
anderen das Bestreben, sich in unterschiedlicher Form und Intensität 
aus Teilbereichen des Aluminium marktes zurückzuziehen. Die Bundes- 
regierung glaubt jedoch nicht, daß sich im Hinblick auf die langfristigen 
Wachstumsaussichten im Aluminiumbereich auf weitere Sicht eine 
generell pessimistische Grundhaltung durchsetzen wird. 

Der europäische Aluminiummarkt ist in vielerlei Hinsicht dem deut- 
schen vergleichbar. Das gilt für seine enge Verflechtung mit dem Welt- 
markt ebenso wie für die gegenwärtige Situation der Industrie, die 
durch ein niedriges Nachfrageniveau und Warten auf einen allgemeinen 
konjunkturellen Aufschwung charakterisiert ist. Ob die verbreitet 
ungünstige Marktverfassung im ersten Halbjahr 1975 durch expansive 
Tendenzen in der 2. Jahreshälfte auch nur ausgeglichen werden kann, 
gilt weithin als fraglich. Hinsichtlich der längerfristigen Aussichten ist 
jedoch ein gewisser Optimismus durchaus spürbar. 


13 



Drucksache 7/4007 Deutscher Bundestag — 7, Wahlperiode 


23. Abgeordneter 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Notwendigkeit und 
die Möglichkeit, der deutschen Aluminiumindustrie 
zu helfen bzw. Maßnahmen zu unterstützen, die vor 
allem personelle und soziale, aber auch regional- 
und strukturpolitisch nachteilige Auswirkungen ver- 
meiden helfen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 22. August 1975 

Gezielte Hilfen für einzelne Branchen werden von der Bundesregierung 
grundsätzlich abgelehnt. Sie würden den begünstigten Unternehmen die 
Verantwortung für die Anpassung an veränderte Marktdaten abnehmen, 
sie dauerhaft zu Subventionsempfängern des Staates machen und zu 
Berufungen in anderen Branchen führen. Dies schließt nicht aus, daß 
einzelnen Industriebereichen eine Förderung dann gewährt werden 
kann, wenn dies angesichts ihrer gesamtwirtschaftlichen Schlüssel- 
funktion oder z. B. infolge eines öffentlichen Sicherungsinteresses 
erforderlich erscheint. Hierbei sind jedoch strenge Maßstäbe anzulegen. 

Die Schwierigkeiten, in denen sich die deutsche Aluminiumindustrie 
zur Zeit befindet, sind zu einem großen Teil in der weltweiten Re- 
zession begründet. Allerdings steht die deutsche Aluminiumindustrie 
auch vor der Notwendigkeit von strukturellen Anpassungen. Dieser 
Anpassungsprozeß darf nicht durch staatliche Maßnahmen verfälscht 
werden. 

Die Bundesregierung weist nachdrücklich darauf hin, daß alle Maß- 
nahmen im Bereich der Sozialpolitik und der Regionalpolitik den 
betroffenen Arbeitnehmern und Regionen offenstehen. Zusätzliche 
staatliche Hilfen sind auch in jüngster Zeit anderen Branchen, die vor 
schwerwiegenden Anpassungsprozessen standen, verwehrt worden. 
Die Bundesregierung sieht auch im Falle der Aluminiumindustrie 
keine Möglichkeit, über den allgemeinen Rahmen der Sozialpolitik 
und der Regionalpolitik hinauszugehen. 


24. 


Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, 
daß Portugal nach wie vor die Vorteile des liberali- 
sierten Handels mit der Bundesrepublik Deutsch- 
land genießt, obwohl es praktisch zum Staats- 
handelsland geworden ist, auf Importe 20 % Ein- 
fuhrsteuer erhebt und gegen getroffene mehr- 
seitige Abmachungen verstößt, und z. B. durch 
seine Staatshandelspreise der deutschen Granit- 
industrie die Existenzgrundlage entzieht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 22. August 1975 

Die schon seit Jahren im Rahmen von GATT und OECD bestehende 
Liberalisierung der Einfuhr von Bord- und Pflastersteinen aus Portugal 
ist u. a. auch in dem Abkommen vom 22. Juli 1972, das die Euro- 
päische Gemeinschaft im Rahmen der Freihandelsregelung mit den 
EFTA-Staaten abgeschlossen hat, rechtlich verankert. Maßnahmen zum 
Schutz der Zahlungsbilanz, wie sie Portugal kürzlich getroffen hat, sind 
nach diesem Abkommen bei eingetretenen oder ernstlich drohenden 
Zahlungsbilanzschwierigkeiten grundsätzlich zulässig. Auch das GATT 
läßt unter gewissen Voraussetzungen Schutzmaßnahmen bei Zahlungs- 
bilanzschwierigkeiten zu. 

Die durchschnittlichen Einfuhrpreise für portugiesische Bord- und 
Pflastersteine aus Granit sind auch seit dem Umsturz 1974 nicht gesun- 
ken, sondern gestiegen. 
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25. 


Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, konsequenterweise 
die Liberalisierung des Portugal-Handels mit Granit- 
erzeugnissen zu beenden und für die deutsche 
Granitindustrie tragbare Kontingente zu vereinba- 
ren, zumindest in der EG geeignete Schritte in 
diesem Sinne zu unternehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 22. August 1975 

Die Bundesregierung sieht insoweit weder Anlaß noch Möglichkeit, 
bei der EG gegen die Einfuhr aus Portugal vorzugehen. Zu nationalen 
Entliberalisierungsmaßnahmen gegenüber Portugal ist sie schon wegen 
des Übergangs der Zuständigkeit auf die EG nicht mehr berechtigt. 


26. Abgeordneter 
Dr. Fuchs 
(CDÜ/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, angesichts der Aus- 
sage von Bundesverkehrsminister Kurt Gscheidle, 
die Straßenbaumaßnahmen in den nächsten Jahren 
um 50 % zu kürzen, auch die Importkontingente 
für Bord- und Pflastersteine aus den Staatshandels- 
ländern im gleichen Verhältnis zu kürzen, um die 
Arbeitsplätze in der deutschen Granitindustrie 
nicht zu gefährden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 22. August 1975 

Die Bundesregierung sieht auch keine Möglichkeit, die entsprechenden 
Kontingente zu kürzen. Entgegen den allgemeinen handelspolitischen 
Erfordernissen wurden diese Kontingente schon seit 1970 nicht mehr 
aufgestockt. Tatsächlich sind die Einfuhren aus Staatshandelsländern 
von 44 200 t 1970 auf 36 400 t 1974 zurückgegangen. Für die Ein- 
fuhren aus Polen, der CSSR und Rumänien wurden außerdem mit 
Rücksicht auf die besonderen Verhältnisse der Granitindustrie in 
Bayern geographische Lief er Beschränkungen festgelegt. Nach den 
GATT-Regeln könnte die Bundesregierung neue Einfuhrbeschränkun- 
gen nur erlassen, wenn eine durch Osteinfuhren verursachte Notlage 
zur Anrufung der Schutzklauseln berechtigt. Diese Voraussetzungen 
sind hier nicht gegeben. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


27. Abgeordneter Hat die Bundesregierung aus dem Hearing des 
Dr. Schwörer Ernährungsausschusses über die ,, Förderschwelle“ 
(CDU/CSU) des Einzelbetrieblichen Förderprogrammes bereits 

Folgerungen gezogen und wenn ja, welche Schritte 
beabsichtigt sie, bei der Kommission in Brüssel 
einzuleiten? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 13. August 1975 

Die Bundesregierung hat alle Vorschläge, die zur ,, Förderungsschwelle“ 
gemacht worden sind, sehr eingehend analysiert. Im September finden 
Gespräche mit den Ländern statt. Da das Einzelbetriebliche Förderungs- 
programm Bestandteil der Gemeinschaftsaufgabe ist, müssen alle Ände- 
rungen gemeinsam mit den Ländern beraten und beschlossen werden. 
Erst nach Abschluß dieser Beratungen kann gesagt werden, welche 
konkreten Schritte im Hinblick auf eine Änderung der Brüsseler Struk- 
turrichtlinien unternommen werden sollten. 
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28. Abgeordneter 
Dr. Schwörer 


(CDU/CSU) 


Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus 
der vom Deutschen Bauerntag festgestellten Tat- 
sache, daß das Realeinkommen der deutschen Bau- 
ern in den letzten zwei Jahren um 10 % zurückge- 
gangen ist, und sieht sie nicht die Notwendigkeit 
eines nationalen Ergänzungsprogrammes, wie in 
anderen EG-Ländern, um der Zielsetzung des Land- 
wirtschaftsgesetzes im Sinne einer Einkommens- 
gleichheit näherzukommen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 15, August 1975 

Für die Bundesregierung ist die Feststellung des Deutschen Bauerntages, 
das Realeinkommen der deutschen Landwirtschaft sei in den letzten 
zwei Jahren um 10 % zurückgegangen, noch keine Tatsache, sondern 
bislang lediglich das Ergebnis einer Vorschätzung. Wie die Einkommens- 
entwicklung im Wirtschaftsjahr 1974/75 tatsächlich verlaufen ist, wird 
sich erst nach der endgültigen Auswertung der Testbetriebsergebnisse im 
Agrarbericht 1976 sagen lassen. Es gibt jedoch Anzeichen dafür, daß 
sich der Einkommensanstieg in den landwirtschaftlichen Haupterwerbs- 
betrieben, der von der Bundesregierung im Agrarbericht 1975 auf 3 bis 
8 % geschätzt worden ist, entgegen den Annahmen des Deutschen 
Bauerntages im oberen Bereich der genannten Spanne bewegen wird. 
Eine jüngere Vorschätzung eines wissenschaftlichen Instituts bestätigt 
diese Annahme. Dies würde bedeuten, daß der Rückgang der Realein- 
kommen der letzten beiden Jahre voraussichtlich geringer sein wird, 
als der Deutsche Bauernverband annimmt. In diesem Zusammenhang 
ist zusätzlich zu berücksichtigen, daß eine Betrachtung der Einkom- 
mensentwicklung lediglich über einen Zeitraum von zwei Jahren infolge 
der bekannten jährlichen Schwankungen eine geringe Aussagefähigkeit 
hat. Bei Berücksichtigung des Wirtschaftsjahres 1972/73 würde sich z.B. 
schon ein anderes Bild ergeben. 

Wegen der im Vergleich zu anderen Wirtschaftsgruppen im abgelaufenen 
Wirtschaftsjahr 1974/75 und voraussichtlich auch im laufenden Wirt- 
schaftsjahr 1975/76 günstigen Einkommensentwicklung der Landwirt- 
schaft sieht die Bundesregierung deshalb nicht die Notwendigkeit eines 
nationalen Ergänzungsprogramms. 


29. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung, insbesondere der Bundes- 
kanzler und der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten der Meinung, daß die 
Einrichtung der Altershilfe für Landwirte (Alters- 
geld, Landabgabenrente, Nachentrichtungszuschüsse) 
fragwürdig ist und deshalb in Frage zu stellen sei, 
und wenn ja, aus welchen Gründen und welche Aus- 
wirkung hätte dies auf die deutsche Landwirtschaft? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 21. August 1975 

Für die Regierung der sozialliberalen Koalition ist die Agrarsozialpolitik 
ein unverzichtbarer Teil ihrer Agrarpolitik, Als ich mein Amt übernahm, 
waren die sozialen Belange der Landwirtschaft durchaus nicht angemes- 
sen geregelt. Der Nachentrichtungszuschuß wurde erst von dieser Regie- 
rung eingeführt, Altersgeld und Landabgaberente wurden von ihr ent- 
scheidend verbessert, insbesondere durch die Dynamisierung und die 
Staffelung des Altersgeldes. In diesem Jahr wurde ein Waisengeld in die 
Altershilfe eingeführt. 

Die Altershilfe für Landwirte stellt heute eine gute Grundsicherung 
dar, auf der jeder landwirtschaftliche Unternehmer nach seinen indi- 
viduellen Vorstellungen weiter aufbauen kann. Hierzu wurde mit der 
Öffnung der Rentenversicherung für die Selbständigen der entschei- 
dende Schritt von dieser Regierung getan. 
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Die sozialliberale Koalition hält das von ihr geschaffene agrarsoziale 
Sicherungssystem weder für fragwürdig, noch stellt sie es in Frage; inso- 
weit erübrigt sich die Beantwortung des letzten Teils Ihrer Frage. 

Bei der Fortentwicklung des agrarsozialen Sicherungssystems wird aller- 
dings zu prüfen sein, inwieweit die Prinzipien der Eigenverantwortung 
und der Solidarität innerhalb der Versichertengemeinschaft entspre- 
chend den aktuellen Erfordernissen verwirklicht sind. 


30. Abgeordneter 

Dr. Riedl 

(München) 

(CDD/CSU) 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 5. August 1975 zu, die Europäische 
Kommission bereite eine Verordnung vor, durch die 
der Import von Würzfleisch unterbunden werden 
soll, und wie vereinbart die Bundesregierung - beja- 
hendenfalls - dieses Vorgehen mit ihren eigenen 
Ankündigungen, den Rindfleischpreis zu drücken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 19. August 1975 


Die EG-Kommission hat am 5. August 1975 eine Verordnung erlassen, 
die ab 1. September 1975 eine Erweiterung des Einfuhrstopps auf dem 
Rindfleischsektor für Fleisch und Schlachtabfall der Tarifposition 
16.02 B III b) 1 vorsieht, soweit es sich hierbei um gehacktes und 
gewürztes Fleisch (z.B. mit Pfeffer und Salz) handelt. Diese, in frühe- 
ren Jahren im internationalen Handel bedeutungslose Ware, ist nach 
Erlaß des EG-Einfuhrverbotes für Rindfleisch zur Umgehung dieses 
Verbotes in zunehmendem Umfang in Drittländern hergestellt und in 
EG-Länder eingeführt worden. Nach Auffassung der Kommission sind 
bei einer weiteren Entwicklung in dieser Richtung Marktstörungen in 
der Weideabtriebszeit 1975 zu befürchten. 

Es handelt sich also in erster Linie um eine Vorsorge maß nähme für die 
Zeit des saisonüblichen Angebots- und Preisdrucks auf den Schlacht- 
rindermärkten im Herbst 1975, die in keinem unmittelbaren Zusammen- 
hang mit den deutschen Bemühungen steht, ein weiteres Ansteigen der 
Verbraucherpreise für Rindfleisch in der Bundesrepublik Deutschland 
zu verhindern. 


3 1 . Abgeordneter Wie gedenkt die Bundesregierung den deutschen 
Dr. Hammans Unterglasbetrieben in der kommenden Heizperiode 
(CDU/CSU) Unterstützung zukommen zu lassen, damit die Wett- 

bewerbsverzerrung zu den niederländischen Kolle- 
gen durch deren nationale Beihilfe wieder beseitigt 
wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 20. August 1975 

Die Bundesregierung ist im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften 
und in Form bilateraler Gespräche mit dem niederländischen Landwirt- 
schaftsministerium um eine Beseitigung der energiebedingten Wettbe- 
werbsverzerrungen innerhalb der Gemeinschaft im Unterglasgartenbau 
bemüht. Erst wenn Ergebnisse dieser Bemühungen vorliegen, läßt sich 
eine Aussage darüber machen, ob und gegebenenfalls welche Entschei- 
dungen getroffen werden müssen. 


32. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung, insbesondere der Bundes- 
kanzler und der Bundesminister für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten der Meinung, daß die 
Einrichtung der Agrarmarktordnung fragwürdig ist, 
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die Finanzierung der Überschüsse eine Art Einkom- 
menssicherung einer Gruppe zu Lasten der Allge- 
meinheit darstellt, und wie läßt sich ein neues Sy- 
stem finden, das die Leistungsfähigkeit der Landwirt- 
schaft unter Berücksichtigung eines entsprechenden 
Vergleichseinkommens der bäuerlichen Bevölkerung 
aufrecht erhält und möglichst billige Nahrungsmittel 
nicht zu Lasten der Allgemeinheit (Verbraucher) 
bringt? 

Antwort des ^Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 22. August 1975 

Die gemeinsame Agrarpolitik hat nach dem EWG-Vertrag verschiedenen 
z.T. gegenläufigen Zielsetzungen Rechnung zu tragen. So dient z.B. das 
im Rahmen der gemeinsamen Marktorganisation eingesetzte Instrument 
der staatlich finanzierten Vorratshaltung nicht nur der Sicherung land- 
wirtschaftlicher Einkommen, sondern ebenso auch der Sicherung der 
stetigen Versorgung der Bevölkerung zu angemessenen Preisen. Welche 
Bedeutung einer Sicherung der Verbraucher vor den Mengen- und Preis- 
schwankungen des Weltmarktes zukommt, hat insbesondere die Ent- 
wicklung der Jahre 1973 und 1974 gezeigt. 

Die Bundesregierung hat jedoch in der Vergangenheit mehrfach zum 
Ausdruck gebracht, daß ihr die hohen Marktordnungskosten in einigen 
Warenbereichen, in denen anhaltende Marktungleichgewichte zu ver- 
zeichnen sind - wie gegenwärtig vor allem bei Milch, Rindfleisch und 
Wein — , Sorge bereiten und daher geeignete Maßnahmen ergriffen wer- 
den müssen. Die Bundesregierung hat in ihrem Beitrag zur Bestandsauf- 
nahme der gemeinsamen Agrarpolitik Vorschläge gemacht, wie Verbes- 
serungen am gegenwärtigen System der Agrarmarktorganisationen 
erreicht werden können. 


Geschäftsbereich des Bundesministers fiir 
Arbeit und Sozialordnung 


33. Abgeordneter Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung bisher 
Wuwer eingeleitet oder gedenkt sie noch einzuleiten, um 

(SPD) der Kostenentwicklung in der sozialen Krankenver- 

sicherung entgegenzuwirken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 19. August 1975 

Die Bundesregierung hat in allen Bereichen der gesetzlichen Kranken- 
versicherung Maßnahmen zur Dämpfung des Kostenanstiegs durch- 
geführt oder eingeleitet. Diese Maßnahmen sind von Frau Minister 
Dr, Focke und Minister Arendt anläßlich der gesundheitspolitischen 
Debatte und der ersten Lesung des Entwurfs eines Krankenversiche- 
rungs-Weiterentwicklungsgesetzes am 5. Juni 1975 eingehend erläutert 
worden. Ich möchte hier die wichtigsten Punkte hervorheben: 

Im Krankenhausbereich, der in den letzten Jahren am stärksten zum 
Kostenanstieg in der gesetzlichen Krankenversicherung beigetragen hat, 
hat Frau Minister Dr. Focke mehrere Spitzengespräche mit den Bundes- 
ländern, den Krankenhausträgern, den Krankenkassen u.a. geführt, als 
deren Ergebnis eine starke Verlangsamung des Kostenanstiegs in diesem 
Sektor festzustellen ist. Während die Aufwendungen der Krankenkassen 
für Krankenhausbehandlung in vorherigen Jahren jährlich um 20 bis 
30 v.H. gestiegen sind, dürfte dieser Anstieg sich im Jahre 1975 etwa 
halbieren. 

Die Bundesregierung ist nicht berechtigt, in die Krankenhausplanung, 
Pflegesatzfestsetzung und Strukturgestaltung des Krankenhauses ein- 
zugreifen. 
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Im Bereich der ambulanten ärztlichen Versorgung hat sich Minister 
Arendt mit Erfolg für eine Honorarempfehlung auf Bundesebene einge- 
setzt. Die Kassenärztliche Bundesvereinigung und die Bundesverbände 
der Krankenkassen haben sich auf eine Honorarempfehlung geeinigt, 
die eine Anhebung der Honorarsätze von 2,3 v.H. im Jahre 1975 und 
von 2,1 bis 3 v.H. im Jahre 1976 vorsieht. Diese Honorarerhöhungen 
liegen deutlich unter den bisherigen Steigerungsraten. Darüber hinaus 
ist vereinbart worden, daß die Honorare für die sog. medizinischtech- 
nischen Leistungen gesenkt werden. 

Im Arzneimittelbereich wird eine Kabinettvorlage vorbereitet, die eine 
Senkung des Preisniveaus um brutto 3,4 v.H. vorsieht, wobei der Ent- 
lastungseffekt für die Krankenkassen (nach Verrechnung mit der eben- 
falls vorgesehenen Kürzung des Kassenrabattes) 1 ,4 v.H. betragen wird. 
Ferner soll die Transparenz auf dem Arzneimittelmarkt erhöht werden, 
um den Preiswettbewerb zu fördern. 

Hinsichtlich der Kuren und von Satzungsleistungen haben die Spitzen- 
verbände der Krankenkassen gegenüber der Bundesregierung zugesagt, 
sich bei der Gewährung dieser Leistungen stärker als bisher sich auf das 
medizinisch Notwendige zu beschränken und gegebenenfalls die dies- 
bezüglichen Richtlinien zu überarbeiten. 

Kostenbeteiligungspläne werden von der Bundesregierung abgelehnt, da 
sie nach ihrer Auffassung an den eigentlichen Ursachen des Kostenan- 
stiegs Vorbeigehen. 

Nach Auffassung der Bundesregierung führen die genannten Maßnahmen 
zu einer sichtbaren Dämpfung des Kostenanstiegs in der Krankenver- 
sicherung. Sie müssen jedoch um weitere strukturelle Maßnahmen er- 
gänzt werden, um die Wirtschaftlichkeit des Gesundheitswesens zu erhö- 
hen. Daher unterstützt die Bundesregierung z.B. die Modellversuche zur 
vorstationären Diagnostik und nachstationären Behandlung durch das 
Krankenhaus. 


34. Abgeordneter Hat sich die Insolvenzsicherung der betrieb- 
Wuwer, liehen Altersversorgung, die nach dem Gesetz zur 

(SPD) Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung 

vom 1. Juli 1975 an Leistungen zu erbringen hat, 
als funktionsfähig erwiesen, und ist gewährlei- 
stet, daß der Pensionssicherungsverein Versicherung 
a.G. als Träger der gesetzlichen In Solvenz Sicherung 
auch in Zukunft die ihm vom Gesetz zugewiesenen 
Aufgaben erfüllen kann? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 14. August 1975 

Die Sicherung der betrieblichen Altersversorgung in Fällen der Insol- 
venz des Arbeitgebers, insbesondere im Falle eines Konkurses oder 
Vergleichs, ist durch Gesetz mit Wirkung vom 1. Januar 1975 dem 
Pensions-Sicherung-Verein, Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit in 
Köln, übertragen worden. 

Die bisherige Entwicklung seiner Leistungen zeigt, daß sich die zum 
Schutze der betrieblichen Pensionäre und Versorgungsanwärter geschaf- 
fene Insolvenzsicherung bereits in der kurzen Anlaufzeit seit dem In- 
krafttreten der gesetzlichen Regelung als funktionsfähig erwiesen hat: 

Bis Anfang August wurden dem Pensions-Sicherungs-Verein etwa 100 
Insolvenzverfahren gemeldet. Dem entsprechen Leistungsverpflichtun- 
gen gegenüber rund 2400 betrieblichen Pensionären .und — im späteren 
Versorgungsfall - gegenüber rund 3400 Arbeitnehmern mit gesetzlich 
unverfallbaren Versorgungsanwartschaften. In ca. 500 weiteren Insol- 
venzfällen hat der Pensions-Sicherungs-Verein von sich aus Ermittlun- 
gen darüber eingeleitet, ob betriebliche Altersversorgungen betroffen 
sind. Seit dem 1. Juli werden an rund 750 Rentner, die durch Insol- 
venzfälle nach dem 31. Dezember 1974 ihre betriebliche Versorgung 
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ganz oder teilweise verloren haben, die gesetzlich vorgeschriebenen 
laufenden Leistungen der Insolvenzsicherung ausgezahlt bzw. nachge- 
zahlt; bis zum 1. September wird sich die Zahl der Leistungsempfänger 
auf rund 900 und bis zum 1. Oktober auf 1100 bis 1200 erhöhen. 
Der Gesamtbetrag der monatlichen Leistungen des Pensions-Sicherungs- 
Vereins hegt im August bei ca. 100 000 DM. Die bis zum Leistungs- 
beginn zunächst noch benötigten Fristen für die Ermittlung und Fest- 
stellung der Berechtigten und ihrer Ansprüche werden sich nach Ab- 
schluß der Aufbauphase - in der gesetzliche Auskunfts- und Mittei- 
lungspfiichten noch nicht immer hinreichend bekannt sind -- voraus- 
sichtlich weiter verkürzen. 

Die fortgeschrittene Erfassung der beitragspflichtigen Arbeitgeber und 
die Entwicklung des Beitragsaufkommens begründen darüber hinaus die 
Erwartung, daß der Pensions-Sicherungs-Verein auch in Zukunft seinen 
Aufgaben als Träger der Insolvenzsicherung gerecht werden kann; Bis 
Anfang August sind vom Pensions-Sicherungs-Verein rund 35 000 bei- 
tragspflichtige Arbeitgeber registriert worden. Diese Zahl wird sich noch 
erhöhen, weil in manchen Bereichen noch mit Nachmeldungen gerech- 
net wird. Von den bisher registrierten Arbeitgebern erhält der Pen- 
sions-Sicherungs-Verein Beitragsvorschüsse für 1975 in Flöhe von fast 
100 Millionen DM. Auf Grund dieses Beitragsvolumens und der durch- 
weg erkennbaren Zahlungsbereitschaft der beitragspflichtigen Arbeit- 
geber wird der Pensions-Sicherungs-Verein aller Voraussicht nach in 
der Lage sein, seine im laufenden Kalenderjahr anfallenden Verpflich- 
tungen zu erfüllen. 

Aber auch auf längere Sicht erscheint für die Leistungs- und Funktionä- 
fähigkeit des Pensions-Sicherungs-Vereins - zumal nach Überwindung 
der angedeuteten Schwierigkeiten der Aufbauphase ~ eine günstige 
Prognose gerechtfertigt. Dies gilt vor allem auch im Hinblick auf das 
vom Gesetzgeber gewählte Finanzierungsverfahren: Gerade mit Rück- 
sicht darauf, daß sämtliche Arbeitgeber, bei denen eine zu sichernde 
Altersversorgung besteht, unabhängig vom jeweiligen Risiko des Ein- 
tritts des Sicherungsfalles nach Art einer Solidargemeinschaft zu den 
jährlich anfallenden Kosten des Insolvenzschutzes beizutragen haben, 
kann dieser Schutz — ohne übermäßige Belastung des einzelnen Bei- 
tragspflichtigen — auch in Zukunft als gewährleistet angesehen werden. 


35. Abgeordneter 

Müller 

(Remscheid) 

(CDU/CSU) 


Treffen Informationen zu, nach denen ein Erlaß der 
Bundesanstalt für Arbeit in Nürnberg vorsieht, daß 
zwei Personengruppen, nämlich die über 65 Jahre 
und Älteren und solche, die vorzeitig Pensionen/ 
Altersruhegeld beziehen, nicht mehr in die Zahl der 
Arbeitslosen eingerechnet werden? 


36. Abgeordneter 

Müller 

(Remscheid) 

(CDU/CSU) 


Treffen Informationen zu, nach denen die Bundes- 
anstalt auf Grund dieses Erlasses ausdrücklich ange- 
wiesen ist, diese Zahlen zwar auszuweisen, aber der 
Öffentlichkeit nicht bekanntzugeben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 20. August 1975 

Im Einvernehmen mit der Bundesregierung hat die Bundesanstalt füi 
Arbeit ihre Dienststellen angewiesen, 

— Personen im Alter von 65 Jahren und darüber sowie 

- Pensionäre, Empfänger von Altersruhegeld, Knappschaftsruhegeld 
oder ähnlichen Bezügen aus der Rentenversicherung vor Vollendung 
des 65. Lebensjahres 

im Juli 1975 nicht in die bekanntzugebende Zahl der Arbeitslosen ein- 
zubeziehen und zukünftig nicht mehr als Arbeitslose zu zählen. 
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hs handelt sich hierbei um eine seit längerem geplante, mit der aktuel- 
len Arbeitsmarktsituation in keinem Sachzusammenhang stehende Be- 
reinigung der Arbeitslosenstatistik von Personenkreisen, die gemäß 
§ 100 Abs. 2, §§ 118 und 134 Abs. 2 des Arbeitsförderungsgesetzes 
keine Leistungen bei Arbeitslosigkeit in Anspruch nehmen können, weil 
sie als aus dem Erwerbsleben ausgeschieden gelten. Zukünftig werden 
diese Personenkreise als nicht arbeitslose Arbeitsuchende erfaßt. 


37. Abgeordneter 

Müller 

(Remscheid) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung Auskunft darüber geben, 
in welchem Maße sich die Arbeitslosenquote erhö- 
hen würde, wenn die bisher angewandten Abgren- 
zungskriterien auch für die Juli-Zahlen beibehalten 
worden wären? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 20. August 1975 

Ende Juli 1975 umfaßten die o. g., nicht mehr in die Arbeitslosenzahl 
einbezogenen Gruppen 4815 Personen. Rechnete man diese Zahl dem 
Arbeitslosenbestand von Ende Juli 1975 hinzu, so erhöhte sich dieser 
lediglich geringfügig um 0,47 % auf 1 040 050. Die Arbeitslosenquote 
von 4,5 % bliebe unverändert. 


38. 


Abgeordneter 

Dr. Gölter 


(CDU/CSU) 


Hält es die Bundesregierung für tragbar, daß Mittel 
der Arbeitslosenversicherung für arbeitslose Berufs- 
fußballspieler in Anspruch genommen werden, nur 
weil Vereine die jeweilige Ablösesumme in astrono- 
mische Höhe schrauben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 20. August 1975 

Berufsfußballspieler, die in einem die Beitragspflicht zur Bundesanstalt 
für Arbeit begründenden Beschäftigungsverhältnis stehen, sind wie an- 
dere Arbeitnehmer für den Fall der Arbeitslosigkeit geschützt. Um Lei- 
stungen aus der Arbeitslosenversicherung in Anspruch nehmen zu kön- 
nen, müssen auch sie bereit sein, jede zumutbare Beschäftigung anzu- 
nehmen, die sie ausüben können. Ist ein arbeitsloser Berufsfußballspie- 
ler nicht bereit, eine andere als die zuvor ausgeübte Beschäftigung auf- 
zunehmen, so erhält er kein Arbeitslosengeld. 

39. Abgeordneter Wieviel Antragsberechtigte auf Kindergeld haben 
Zink keinen Antrag bis zum Ablauf der Einreichungsfrist 

(CDU/CSU) 31. Juli 1975 auf Zahlung von Kindergeld bei der 

Arbeitsverwaltung gestellt? 


Antwort des parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 19. August 1975 

Zu Ihrer Frage hat mir der Präsident der Bundesanstalt für Arbeit (Kin- 
dergeldkasse) berichtet, daß nahezu alle Berechtigten, die mit der Steu- 
er- und Kindergeldreform ab 1. Januar 1975 erstmals einen Anspruch 
auf Kindergeld haben, ihren Antrag rechtzeitig, d. h. bis 31. Juli 1975, 
bei den Arbeitsämtern gestellt haben. Allerdings sind abschließende An- 
gaben hierzu nicht möglich, da einige Teilangaben — z.B. die Gesamtzahl 
der Berechtigten — auf Schätzungen beruhten. 

Insgesamt hat die Bundesanstalt für Arbeit im vergangenen Zahlungszeit- 
raum (Mai/Juni 1975) an rund 4,8 Millionen Neuberechtigte Kindergeld 
gezahlt. Diese Zahl wird sich nach Bearbeitung unerledigter Anträge und 
Auszahlung bereits entschiedener Anträge auf rund 5,1 Millionen Be- 
rechtigte erhöhen. Eine weitere nenneswerte Zunahme der Zahl der 
Berechtigten ist vor Übernahme der Zahlung des Kindergeldes an Be- 
dienstete des öffentlichen Dienstes durch die Arbeitsämter - voraus- 
sichtlich zum 1, Januar 1977 — nicht zu erwarten. 
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40. Abgeordneter Wie hoch ist die Zahl der Arbeitslosen und wieviel 
Wolf davon beziehen Arbeitslosengeld, Arbeitslosenhilfe, 

(SPD) und wie viele Arbeitslose streben nur eine Teilzeit- 

beschäftigung an? 


Antwort des parlamentarischen S taatssekretärs Buschfort 
vom 15. August 1975 

Ende Juli 1975 betrug die Arbeitslosenzahl 1 035 235. Davon bezogen 
rund 561 500 Arbeitslose Arbeitslosengeld und rund 104 300 Arbeits- 
losenhilfe. Allerdings entspricht die Gesamtzahl der Leistungsempfänger 
nicht der Zahl der Ende Juli tatsächlich Anspruchsberechtigten, weil 
eine Anzahl von Anträgen auf Leistungen bei den Arbeitsämtern noch 
nicht eingereicht oder noch in Bearbeitung waren. Die Zahl der arbeits- 
losen Teilzeitarbeitsuchenden belief sich auf rund 139 000. 


41. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die niederlän- 
Dr. Franz dische Einrichtung der ,,Vacaturenbanken“, wo 

(CDU/CSU) auch außerhalb der Arbeitsämter das Arbeitsplatz- 

angebot von den Arbeitsuchenden studiert werden 
kann, und ist daran gedacht, eine derartige Einrich- 
tung auch in Deutschland zu schaffen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 20. August 1975 

Bei den ,,Vacaturenbanken“ handelt es sich um eine Einrichtung der 
niederländischen Arbeitsverwaltung, die an gegenwärtig vier bis fünf 
Stellen eine neue Form der Arbeitsvermittlung erprobt, deren Ausbau 
auf etwa 40 Einrichtungen vorgesehen ist. 

Die „Vacaturenbanken“ befinden sich innerhalb oder außerhalb der 
Räumlichkeiten der Arbeitsämter, in einem Falle auch in einem Kauf- 
haus, und bieten Arbeitsuchenden die Möglichkeit, in Karteiform 
geordnete Stellenangebote einzusehen, wobei der Arbeitsuchende ent- 
weder sofort telefonische Verbindung mit dem das Angebot abgeben- 
den Arbeitgeber aufnehmen kann oder sich an einen anwesenden Ver- 
mittler der Arbeitsverwaltung wendet. 

Ähnliche Einrichtungen der offenen Arbeitsvermittlung in Schweden, 
Österreich und Großbritannien wurden von der Bundesanstalt für 
Arbeit, der in der Bundesrepublik Deutschland die Arbeitsvermittlung 
obliegt, eingehend studiert. 

Die Bundesanstalt für Arbeit unterhält seit mehreren Jahren mit gutem 
Erfolg etwa 40 bis 50 Arbeitsvermittlungsstellen, insbesondere für vor- 
übergehende Tätigkeiten (Job), die überwiegend außerhalb der Arbeits- 
ämter in gesonderten Gebäuden oder Räumlichkeiten tätig sind. 

In Baden-Württemberg legen einige Vermittlungsstellen für die Zeit- 
arbeit von Studenten (Servis) bereits seit längerer Zeit mit Erfolg die 
Stellenangebote zur freien Einsicht durch die Arbeitsuchenden aus. 
Die Bundesanstalt für Arbeit beabsichtigt, dieses Verfahren auf weitere 
Zeitarbeitsvermittlungsstellen (Job und Servis) auszudehnen. 

Sofern sich die offene Arbeitsvermittlung in diesen Bereichen bewährt, 
wird geprüft, ob sie im Rahmen der finanziellen und personellen Mög- 
lichkeiten der Bundesanstalt für Arbeit weiter ausgebaut werden soll. 


42* Abgeordneter 

Dr. Kreutzmann 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
von ihr geförderten Werkstätten für Behinderte im 
Zonenrandgebiet dringend um Wohnheime für einen 
Teil der in den Werkstätten beschäftigten Behinder- 
ten ergänzt werden müssen? 
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43. Abgeordneter 

Dr. Kreutzmann 
(SPD) 


Welche rechtlichen und finanziellen Möglichkeiten 
sieht die Bundesregierung, solche Wohnheime zu 
fördern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 19. August 1975 

Die Bundesregierung ist mit Ihnen der Auffassung, daß für einen Teil 
der Behinderten, die in Werkstätten beschäftigt werden sollen, auch 
Wohnheime zur Verfügung gestellt werden müssen. Notwendig ist dies 
für Behinderte, die nicht oder nicht mehr bei ihrer Familie wohnen und 
von ihr betreut werden können. Wohnheime brauchen allerdings nicht 
in die Werkstätten für Behinderte integriert oder von diesen unmittelbar 
betrieben werden. Eine Trennung des Wohnbereiches von den Werkstät- 
ten wird zur Vermeidung einer unnötigen Isolation vielfach sogar 
günstiger sein. Es besteht auch kein Anlaß, die in Werkstätten Beschäf- 
tigten getrennt von anderen Behinderten unterzubringen. 

Die Bundesregierung selbst kann die Errichtung von Werkstätten für 
Behinderte und dafür notwendige Wohnheimplätze nur im Zonenrand- 
gebiet auf Grund des Zonenrandförderungsgesetzes vom 5. August 1971 
(Bundesgesetzblatt I S. 1237) finanziell fördern. Die in die Förderung 
aufzunehmenden Projekte werden zu Beginn jedes Jahres in Koordinie- 
rungsgesprächen mit den einzelnen Ländern und der Bundesanstalt für 
Arbeit abgestimmt. Die Zielvorstellungen der Bundesregierung gehen 
dahin, zunächst in einer ersten Ausbaustufe leistungsfähige Werkstätten 
für Behinderte zu errichten und erst im weiteren Verlauf des Förde- 
rungsprogramms dort, wo sich dies als notwendig und realisierbar er- 
weist, zusätzlich Wohnheimplätze zu schaffen. Das Aufstellen dieser 
Prioritäten ist notwendig, um die begrenzt vorhandenen Mittel so wirk- 
sam wie möglich für einen organischen Aufbau der Werkstätten für 
Behinderte im Zonenrandgebiet einzusetzen. 

Nachdem in den letzten Jahren mit Hilfe der Förderung aus Bundes- 
mitteln eine große Zahl von Werkstätten für Behinderte im Zonenrand- 
gebiet aufgebaut werden konnte, ist die Bundesregierung grundsätzlich 
bereit, in den kommenden Jahren bei geeigneten Werkstätten auch 
Wohnheimplätze für zu beschäftigende Behinderte in das Förderungs- 
programm einzubeziehen. Voraussetzung ist, daß in den Koordinie- 
rungsgesprächen über die fachlichen Einzelheiten Einvernehmen erzielt 
und die Gesamtfinanzierung unter Beachtung der genannten Prioritäten 
sichergestellt werden kann. 


44. Abgeordneter 
Ziegler 
(CDU/CSU) 


Welche Stellung haben die Rentenversicherungs- 
träger zu der Zahlungsverpflichtung genommen, die 
die Bundesregierung gegenüber Polen zu ihren 
Lasten eingeht? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 26. August 1975 

Im Vertragsgesetz zum deutsch-polnischen Abkommen über Renten- 
und Unfallversicherung und zu der Vereinbarung hierzu wird im einzel- 
nen festgelegt werden, welche Versicherungsträger die in der Vereinba- 
rung vorgesehene Pauschalsumme zur wechselseitigen Abgeltung aller 
Ansprüche auf dem Gebiet der Renten- und Unfallversicherung zu tra- 
gen haben. Der Entwurf des Vertragsgesetzes wird mit den Versiche- 
rungsträgern besprochen werden. 
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Auf Grund welcher Berechifungen kommt der Bun- 
desminister für Arbeit und Sozialordnung zu der 
Auffassung, eine Individualregelung der sozialver- 
siclierungsrechtlichen Fragen mit Polen würde teuer 
kommen, und wie rechtfertigt die Bundesregierung 
die Tatsache, daß trotz der Milliardenüberweisung 
sich die Lage der unter polnischer Herrschaft leben- 
den und überwiegend auf polnische Mindestrenten 
angewiesenen Deutschen nicht verbessern wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 26. August 1975 

Die deutschen Versicherungsträger werden durch die Pauschalzahlung 
nicht schlechter als ohne das Abkommen gestellt. Dem liegen interne 
Berechnungen zugrunde, die von dem seit 1959 geltenden Fremdren- 
ten- und Auslandsrentenrecht ausgehen und auch die Rechtsprechung 
zu diesem Recht mit möglichen auf die Versicherungsträger zukom- 
menden Belastungen berücksichtigen. 

Die Bundesregierung teilt nicht die in der Frage zum Ausdruck kom- 
mende Auffassung, daß sich die Lage der vom Abkommen Betroffe- 
nen in Polen nicht verbessern wird. 


45. Abgeordneter 
Ziegler 
(CDU/CSU) 


46. Abgeordneter 
Biehle 
(CDU/CSU) 


Welche pauschalen Zahlungen sind bisher von der 
,,DDR“ an die Volksrepublik Polen zur Abgeltung 
von Rentenansprüchen geleistet worden, und welche 
Rolle spielt gegebenenfalls bei Alleinübernahme sol- 
cher Leistungen durch die Bundesrepublik Deutsch- 
land für die Bundesregierung die vom Bundesverfas- 
sungsgericht bekräftigte Tatsache, daß die Bundes- 
republik Deutschland mit dem Deutschen Reich 
rechtlich identisch ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 26. August 1975 

Die Deutsche Demokratische Republik und die Volksrepublik Polen 
haben im Jahre 1957 ein Sozialversicherungsabkommen gleichfalls nach 
dem Eingliederungsprinzip geschlossen. Ob Pauschalzahlungen direkt 
oder in anderem Zusammenhang von der Deutschen Demokratischen 
Republik an die Volksrepublik Polen geleistet worden sind, konnte 
nicht Richtschnur der Politik der Bundesregierung sein. Bei Bemessung 
der jetzt vereinbarten Pauschale ist berücksichtigt worden, daß die Ren- 
ten- und Unfallversicherung der Bundesrepublik Deutschland nicht 
allein die Verpflichtungen aus der früheren Reichsversicherung zu tra- 
gen hat. 


47. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 

(München) 

(CDU/CSU) 


Für welche Kentenansprüche welcher Personenkrei- 
se ist die Zahlung von 1,3 Milliarden DM an Polen 
bestimmt, und auf Grund welcher detaillierten Be- 
rechnungen kommt der Sprecher der Bundesregie- 
rung zu der Auffassung, in Polen lebten mehr Men- 
schen, die Ansprüche auf Grund von Leistungen an 
deutsche Rentenversicherungsträger, bzw. entspre- 
chende Ersatz- und Ausfallzeiten hätten, als Men- 
schen im Bundesgebiet mit Ansprüchen auf Grund 
entsprechender Leistungen und Zeiten unter polni- 
scher Herrschaft? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 26. August 1975 

Die Pauschale von 1,3 Milliarden DM dient zur wechselseitigen Abgel- 
tung aller Ansprüche auf dem Gebiet der Renten- und Unfallversiche- 
rung für Vergangenheit und Zukunft aller Personen, die im Gebiet des 
einen Vertragsstaates wohnen und im Gebiet des anderen Staates ver- 
sichert waren. 

Die angestellten internen Berechnungen berücksichtigen nicht nur die 
betroffenen Personen, sondern auch die Dauer der von ihnen zurückge- 
legten Versicherungszeiten und die Verpflichtungen auf Grund des 
innerstaatlichen Rechts. 

Insbesondere wurden berücksichtigt: 

— Versicherungszeiten, die polnische Staatsangehörige vor und wäh- 
rend des Zweiten Weltkrieges in der reichsgesetzlichen Rentenver- 
sicherung zurückgelegt haben; 

— Versicherungszeiten, die in der Zeit in Polen zurückgelegt worden 
sind, in der die reichsgesetzliche Rentenversicherung in Polen einge- 
führt war; 

— Versicherungszeiten in der polnischen Versicherung, die 1941 durch 
die Eingliederungsgesetze in die deutsche Versicherung mit entspre- 
chendem Finanzausgleich übernommen worden sind; 

— in der reichsgesetzlichen Rentenversicherung zurückgelegte Versiche- 
rungszeiten von Personen, die nach 1945 in den ehemaligen deut- 
schen Ostgebieten zurückgeblieben sind; 

— Versicherungszeiten, welche Aussiedler aus Polen nach 1945 in der 
polnischen Versicherung zurückgelegt haben. 


48. Abgeordneter 
Wolf 
(SPD) 


Wie viele Personen sind derzeit bei der Bundesan- 
stalt für Arbeit beschäftigt, wie viele davon mit 
der Auszahlung von Kindergeld, und wie lauten 
diese Zahlen für die letzten zehn Jahre? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 26. August 1975 

Entwicklung des Personalbestandes der Bundesanstalt für Arbeit in 
den letzten zehn Jahren: 


JahiV 

Insgesamt 

davon Planl 

1966 

27 627-^; 

23 567 

1967 

30 171 

23 960 

1968 

30 522 

25 641 

1969 

30 527 

25 983 

1970 

32 108 

26 767 

1971 

36 125 

29 785 

1972 

37 881 

31 981 

1973 

38 636 

32 585 

1974 

41 181 

33 595 

1975"*^^ 

50 683 

40 168 


+) Stichtag: 30. Juni eines jeden Jahres 
++) Stichtag: 15. Juni 

+++) Die Differenz zwischen der Zahl der Plankräfte und der Gesamt- 
zahl wird durch Zusatzkräfte, Arbeiter und Nachwuchskräfte 
ausgefüllt. 
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Die Bediensteten, die mit der Auszahlung des Kindergeldes tatsächlich 
beschäftigt sind, werden erst ab 1974 statistisch erfaßt. Für die Jahre 
vorher liegen nur die Angaben der jeweiligen Haushaltspläne vor. 


Jahr 

Personen 

1966 

3058 


1967 

2999 


1968 

2516 


1969 

2225 


1970 

2273 


1971 

2896 


1972 

2826 


1973 

2790 


1974 

3699 

einschl. 756 Zusatzkräfte (nur Leistungs- 



abteilung) 

1975 

5888 

einschl. 701 Zusatzkräfte (nur Leistungs- 



abteilung) 


49. Abgeordneter Wie haben sich in den letzten zehn Jahren die Be- 

Wolf träge für Personal- und Verwaltungskosten bei der 

(SPD) Bundesanstalt für Arbeit entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 26. August 1975 


Entwicklung der Verwaltungsausgaben in den letzten zehn Jahren: 


Jahr 

Personalkosten 

Sonstige 

Insgesamt 


- DM - 

V erwaltungskosten 

- DM - 



-DM - 


1966 

449 000 000 

122 441 400 

571 441 400 

1967 

499 000 000 

157 130 000 

656 130 000 

1968 

528 000 000 

163 168 000 

691 168 000 

1969 

591 000 000 

113 371 300 

704 371 300 

1970 

691 000 000 

126 469 300 

817 469 300 

1971 

865 000 000 

317 693 200 

1 182 693 200 

1972 

986 000 000 

315 658 200 

1 301 658 200 

1973 

1 133 000 000 

364 716 400 

1 497 716 400 

1974 

1 365 000 000 

379 801 000 

1 744 801 000 

1975*^^ 

1 682 305 600 

486 718 500 

2 169 024 100 


+) Sollbeträge laut Haushaltsplan 

Die Steigerung des Personalbestandes und der Verwaltungskosten ist 

vor allem zurückzuführen auf : 

— die Ausweitung der Aufgaben der Bundesanstalt für Arbeit durch 
das Arbeitsförderungsgesetz (u.a. Förderung der beruflichen Bildung, 
Ausbau der Beratungsdienste), 

— die Mehrarbeit infolge des Anstiegs der Arbeitslosen- und Kurzarbei- 
terzahlen, 

— die Übertragung weiterer Aufgaben wie z.B. die Durchführung des 
neuen Kindergeldrechts, 


50. 


Abgeordneter 

Dr. Franz 


(CDU/CSU) 


Wie viele ausländische Arbeitnehmer, die arbeitslos 
geworden waren, sind von der Arbeitsvermittlung in 
neue Arbeitsverhältnisse vermittelt worden, und 
warum konnten diese Arbeitsplätze nicht mit deut- 
schen Arbeitnehmern besetzt werden? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs ßuschfort 
vom 26. August 1975 

Die Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeit vermittelten im Jahre 
1974 insgesamt 2 238 501 Arbeitnehmer, davon waren 252 220 Aus- 
länder. Der Ausländeranteil betrug demnach 1 1 ,3 %. In den ersten sie- 
ben Monaten dieses Jahres vermittelte die Bundesanstalt 1 237 316 
Arbeitnehmer, davon 1 15 354 Ausländer. Das ist ein Anteil von 9^3 %. 

Wie viele von den vermittelten Ausländern vor ihrer Vermittlung arbeits- 
los waren, läßt sich nicht feststellen, da insoweit statistische Unterlagen 
nicht geführt werden. 

Ein Teil der vermittelten ausländischen Arbeitnehmer kommt aus Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft und ist deshalb nach der 
EG-Verordnung 1612/68 wie deutsche Arbeitnehmer zu vermitteln. Der 
verhältnismäßig hohe Anteil der ausländischen Arbeitnehmer an den 
Vermittlungen erklärt sich u.a. daraus, daß deutsche Arbeitnehmer oft 
ohne Hilfe der Arbeitsämter einen Arbeitsplatz finden, während Aus- 
länder aus Nichtmitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft in der 
Regel die Vermittlung durch die Arbeitsämter in Anspruch nehmen, 
weil sie eine Arbeitserlaubnis benötigen. Die Arbeitserlaubnis wird von 
den Arbeitsämtern jedoch nur dann erteilt, wenn dies nach Lage und 
Entwicklung des Arbeitsmarktes unter Berücksichtigung des Vorranges 
der deutschen und ihnen gleichgestellter ausländischer Arbeitnehmer 
möglich erscheint. Bei der Vermittlung eines ausländischen Arbeitneh- 
mers durch die Arbeitsämter auf einen freien Arbeitsplatz ist wegen des 
Vorranges deutscher Arbeitskräfte grundsätzlich Voraussetzung, daß 
keine deutschen Arbeitnehmer zur Verfügung stehen. 

Für die mit ausländischen Arbeitnehmern besetzten Arbeitsplätze stan- 
den aus den verschiedensten Gründen deutsche Arbeitnehmer nicht zur 
Verfügung. So sind ausländische Arbeitnehmer in größerem Maße als 
deutsche Arbeitnehmer beruflich und regional mobil. Sie sind häufiger 
als deutsche Arbeitnehmer bereit, in bestimmten Bereichen mit ungün- 
stiger Arbeitszeit oder besonderen Anforderungen (z.B. Hotel- und 
Gaststättengewerbe, Fischindustrie) tätig zu sein. 


51. 


Abgeordneter 

Wolfram 

( Rec klinghausen) 
(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in letzter Zeit 
zunehmende Zahl von Presseberichten und Meldun- 
gen, daß trotz hoher Arbeitslosigkeit in vielen Berei- 
chen Schwierigkeiten bestehen, benötigte und ange- 
forderte Kräfte zu erhalten bzw. zu vermitteln, und 
welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung zu 
ergreifen, um sicherzustellen, daß die in verschiede- 
nen Branchen und Regionen bei den Arbeitsverwal- 
tungen angeforderten Arbeitskräfte aus dem Kreis 
der Arbeitslosen vermittelt werden können? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 26. August 1975 

Die Bundesanstalt für Arbeit, die als Selbstverwaltungskörperschaft die 
Arbeitsvermittlung in eigener Zuständigkeit durchführt, hat mir berich- 
tet, daß sie den Veröffentlichungen über Schwierigkeiten bei der Beset- 
zung freier Arbeitsplätze, ebenso wie geäußerten Einzelbeschwerden 
über mangelnde oder fehlerhafte Vermittlungstätigkeit nachgeht. Die 
vorgebrachte Kritik habe sich — von Ausnahmen abgesehen — nicht als 
stichhaltig erwiesen. 

Obwohl die Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeit der Bearbeitung 
von Anträgen auf Arbeitslosengeld und Arbeitslosenhilfe den Vorrang 
einräumen müssen, konnte die Zahl der Vermittlungen im ersten Halb- 
jahr 1975 gegenüber dem ersten Halbjahr 1974 von 1 128.567 auf 
1 237 316, d.h. um 108.749 oder 9,6 % gesteigert werden. Diese Steige- 
rung ist besonders bemerkenswert, weil der Bestand an offenen Stellen 
im ersten Halbjahr 1975 gegenüber dem ersten Halbjahr 1974 um rund 
27 % zurückgegangen ist. 
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Freilich werden das Angebot an freien Arbeitsplätzen und die Nach- 
frage (die Arbeitsgesuche der Arbeitsuchenden) niemals völlig in Über- 
einstimmung zu bringen sein. Häufig werden Arbeitsplätze nur für Be- 
werber mit besonderer Qualifikation angeboten, die unter den Arbeit- 
suchenden nicht vorhanden sind. Andere Arbeitsplätze sind aus den 
unterschiedlichsten Gründen (Arbeitszeit, geographische Lage, Arbeits- 
bedingungen, Lohnhöhe) nicht allen Arbeitsuchenden zumutbar. 

Die Bundesregierung hat seit dem Sommer 1974 wiederholt auf die 
Bundesanstalt für Arbeit eingewirkt, die Vermittlungsbemühungen, ins- 
besondere für Arbeitslose, zu intensivieren. 

Die Bundesanstalt hat durch verschiedene Runderlasse, zuletzt vom 
1 5. Juli 1975, die Landesarbeitsämter und Arbeitsämter angewiesen, 

— den inneramtlichen Stellen- und Bewerberausgleich auszubauen, 

— den Arbeitgebern im Bedarfsfälle auf dem schnellsten Wege den 
Arbeitsmarkt des gesamten Bundesgebiets zu erschließen, 

— Arbeitgeber bei Kräfteanforderungen über die Vermittlungsmöglich- 
keiten zu informieren, 

— mit allen Mitteln zu versuchen, besonders betroffenen Bereichen 
(z.B. im Hotel- und Gaststättengewerbe) die erforderlichen Arbeits- 
kräfte zu vermitteln, was jedoch voraussetzt, daß auch die Arbeit- 
geber bereit sind, ihre Kräfteanforderungen den Arbeitsmarktgege- 
benheiten anzupassen. 

Zur Verbesserung der Vermittlungsergebnisse wurden verstärkt die Mög- 
lichkeiten des Arbeitsförderungsgesetzes zur Gewährung von Vermitt- 
lungshilfen genutzt. Die Zahl der Förderungen von Arbeitsaufnahmen 
stieg von 1 12 742 im ersten Halbjahr 1974 auf 183 896 im ersten Halb- 
jahr 1975. 

Arbeitslose Leistungsempfänger können im übrigen ein zumutbares 
Arbeitsangebot nur aus wichtigem Grunde ablehnen, andernfalls tritt 
für den Bezug der Leistungen eine Sperrzeit ein. Im ersten Halbjahr 
1974 wurden 10 051 und im ersten Halbjahr 1975 15 512 Sperrzeiten 
festgesetzt. 

Darüber hinaus prüft die Bundesregierung z.Z. Möglichkeiten, durch Än- 
derung des Arbeitsförderungsgesetzes den Begriff der Zumutbarkeit so 
zu konkretisieren, daß künftig mehr Vermittlungen durchgeführt wer- 
den können. 


52. Abgeordneter Inwieweit und auf welcher Rechtsgrundlage tragen 
Rollmann die Krankenkassen in Deutschland die Nachbehand- 

(CDU/CSU) lungskosten für deutsche Frauen, die im Ausland 

illegal haben abtreiben lassen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 26. August 1975 

Wenn ein im Ausland vorgenommener illegaler Schwangerschaftsab- 
bruch eine Krankheit im Sinne der Reichversicherungsordnung (RVO) 
nach sich zieht, sind die Träger der gesetzlichen Krankenversicherung 
verpflichtet, die zur Heilung, Besserung oder Verhütung der Verschlim- 
merung dieser Krankheit erforderlichen Leistungen der Krankenpflege 
zu gewähren. Die Ursachen einer Krankheit berühren den Leistungsan- 
spruch der Versicherten grundsätzlich nicht. Jedoch kann nach § 192 
Abs. 1 RVO die Satzung der Krankenkasse den Versicherten Kranken- 
geld ganz oder teilweise für die Dauer einer Krankheit versagen, die sie 
sich vorsätzlich zugezogen haben. 
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53. Abgeordneter 

Westphal 

(SPD) 


Peilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß 
das Krankengeld für einen Arbeitnehmer, dessen 
Arbeitsunfähigkeit aus Krankheitsgründen im Jahr 
1974 begann, nach Inkrafttreten des Rehabilita- 
tions-Angleichungsgesetzes für 1975 den neuen 
Regellohnhöchstbeträgen anzupassen ist, sich also 
nicht weiterhin nach dem geltenden Höchstregel- 
lohn zu Beginn der Arbeitsunfähigkeit zu richten 
hat? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 26. August 1975 

Die Vorschriften des Gesetzes über die Angleichung der Leistungen zur 
Rehabüitation sind von den Sozialversicherungsträgern in eigener Ver- 
antwortung und Zuständigkeit anzuwenden. Da eine Rechtsauffassung 
der Bundesregierung weder für die Träger der Sozialversicherung noch 
für die Aufsichtsbehörden oder die Gerichte verbindUch ist, bitte ich 
um Verständnis dafür, daß ich mich zu der aufgeworfenen Rechtsfrage 
nicht äußere. Bedenken gegen Ihre Rechtsauffassung bestehen nicht. 


54. Abgeordneter 
Westphal 
(SPD) 


Trifft es zu, daß sich die Spitzenverbände der 
Krankenversicherungsträger in Rundschreiben für 
die in Frage 53 genannte Rechtsauffassung ausge- 
sprochen haben, sich aber z. T. nicht danach rich- 
ten, obwohl § 13 Abs. 4 des Rehabilitations-Anglei- 
chungsgesetzes lautet: ,,Der Regellohn wird bis zur 
Höhe der für den Rehabilitationsträger jeweils gel- 
tenden Leistungsbemessungsgrenze berücksichtigt“? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 26. August 1975 

Die Spitzenverbände der gesetzlichen Krankenversicherung, der gesetz- 
lichen Unfallversicherung und der gesetzlichen Rentenversicherung so- 
wie die Bundesanstalt für Arbeit haben ihre Auffassung zur Auslegung 
der Vorschriften des Gesetzes über Angleichung der Leistungen zur 
Rehabilitation über das Krankengeld und das Übergangsgeld in einem 
Gemeinsamen Rundschreiben vom 12. Juli 1974 bekannt gegeben. Zu 
der Frage des Höchstregellohnes heißt es in Nr. 6 des Rundschreibens 
u.a.: 

„Der zu Beginn der Arbeitsunfähigkeit geltende Höchstregellohn bleibt 
für die gesamte Dauer des Leistungsfalles maßgebend.“ 

Die Spitzenverbände haben in diesem Rundschreiben also eine entge- 
gengesetzte Rechtsauffassung vertreten. Die Träger der gesetzlichen 
Krankenversicherung haben sich der Auffassung der Spitzenverbände 
offensichtlich nur zum Teil angeschlossen und das Krankengeld der 
neuen Leistungsbemessungsgrenze angepaßt. 

Mir ist bekannt, daß von einzelnen Spitzenverbänden Überlegungen 
angestellt werden, ob die im Rundschreiben vertretene Rechtsauffas- 
sung aufzugeben ist. 


55. 


Abgeordneter 

Katzer 


(CDU/CSU) 


Sieht die Bundesregierung die Möglichkeit, den 
§ 15 Abs. 2 Satz 3 des Fremdrentengesetzes zu 
ändern, so daß dieser auch auf ehemalige Angehö- 
rige (Kriminalpolizei) des öffentlichen Dienstes der 
DDR Anwendung finden kann? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 26. August 1975 

Die Bundesregierung hat das Problem der Anrechnung von Dienstzeiten 
ehemaliger Angehöriger des öffentlichen Dienstes der Deutschen Demo- 
kratischen Republik in ihrem Bericht zu Fragen der Rentenversicherung 
vom 31. August 1970 (Drucksache VI/ 1 126, Seite 46/47) angesprochen. 

Offiziere und längerdienende Unterführer und Mannschaften (Dienstzeit 
über drei Jahre) des Ministeriums des Innern, der Kasernierten Volkspo- 
lizei, des Staatssekretariats für Staatssicherheit, der Deutschen Volkspo- 
lizei und der Deutschen Grenzpolizei wurden mit Wirkung vom 1. Juli 
1954 nicht von der allgemeinen Sozialversicherung der Deutschen 
Demokratischen Republik, sondern von einem ,, Versorgungsfonds“ 
beim Minister des Innern nach einer besonderen ,, Versorgungsordnung“ 
betreut. Eine ähnliche Regelung wurde später für die Angehörigen der 
Nationalen Volksarmee geschaffen. Über das Verhältnis dieses ,, Ver- 
sorgungsfonds“ zu der allgemeinen Sozialversicherung der Deutschen 
Demokratischen Republik konnten bislang abschließende Erkenntnisse 
noch nicht gewonnen werden, weil es schwierig ist, die maßgeblichen 
Bestimmungen aus der Deutschen Demokratischen Republik zu erhal- 
ten. 

Die Bundesregierung prüft zur Zeit, ob und gegebenenfalls auf welchem 
Wege es möglich ist, eine Anrechnung dieser Zeiten in der Rentenver- 
sicherung in der Bundesrepublik Deutschland zu erreichen. Dabei wird 
die finanzielle Entwicklung der gesetzlichen Rentenversicherung zu 
berücksichtigen sein. Diese Prüfung konnte noch nicht abgeschlossen 
werden. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, daß nach geltendem 
Recht die Möglichkeit besteht, freiwillige Beiträge für Zeiten ab 1. Janu- 
ar 1956 nachzuentrichten, um mögliche Lücken im Versicherungsver- 
lauf zu schließen. Der Antrag auf Beitragsnachentrichtung muß aller- 
dings bis zum 3 1 . Dezember 1 975 gestellt werden. 


56. 


Abgeordneter 

Urbaniak 


(SPD) 


ln welchem Umfang sind bisher Leistungen aus der 
Schülerunfallversicherung in Anspruch genommen 
worden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 27. August 1975 


Der Umfang der Leistungen, die bisher, d.h. in den Jahren 1971 bis 
1974, Versicherte der Schülerunfallversicherung in Anspruch genom- 
men haben, ergibt sich aus folgenden Zahlen; 

Kosten der Heilbehandlung einschl. Berufshilfe 255,4 Mio. DM 

Renten an Verletzte und Hinterbliebene 1 1 ,9 Mio. DM 

Insgesamt sind in dem angegebenen Zeitraum 267,3 Mio. DM. 

aufgewendet worden. 


Die Entwicklung der Leistungen seit dem Inkrafttreten des Gesetzes 
über Unfallversicherung für Schüler und Studenten sowie Kinder in 
Kindergärten zeigt folgende Übersicht: 


Kosten der Heil- 
behandlung ein- 
schl. Rehabili- 
tation 

Renten 


1971 1972 

Mio DM Mio DM 


13,8 57,6 

0,2 0 ^ 

14 58,5 


1973 1973 

Mio DM Mio DM 


77,9 106,1 

5,5 ^ 

83,4 111,4 
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57. Abgeordneter 

Urbaniak 

(SPD) 


Wie haben sich in den letzten zehn Jahren die Ein- 
künfte der Kassenärzte und -Zahnärzte - auch im 
Vergleich zu den Einkünften der Arbeitnehmer - 
entwickelt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 27. August 1975 


Die Bruttoeinkommen der niedergelassenen Arzte und Zahnärzte (nach 
Abzug der Praxiskosten) sowie die Bruttoeinkommen der Arbeitnehmer 
haben sich von 1963 bis 1974 wie folgt entwickelt: 



1963 

1974 

(geschätzt) 

durchschnittlicher 
Anstieg pro Jahr 
1963/74 

Bruttoeinkommen 
der niedergelassenen 
Ärzte (nach Abzug 
der Praxiskosten) 

49 756 

150-160 000 

rd. 1 1 v.H. 

Bruttoeinkommen 
der niedergelassenen 
Zahnärzte (nach 
Abzug der Praxis- 
kosten) 

36 628 

180-200 000 

rd. 16 v.H. 

Bruttoeinkommen 
aus unselbständiger 
Arbeit je 

Beschäftigten 

8 957 

24 752 

9,7 v.H. 


Die Angaben über die Bruttoeinkommen der Ärzte und Zahnärzte im 
Jahre 1963 sind der Kostenstrukturerhebung des Statistischen Bundes- 
amtes entnommen. Die Angaben von 1974 beruhen auf den Ergebnis- 
sen der Kostenstrukturerhebung des Statistischen Bundesamtes von 
1971 und sind fortgeschrieben worden, entsprechend der jeweiligen 
Aufwandsentwicklung in der gesetzlichen Krankenversicherung. Exakte 
Angaben über die Bruttoeinkommen der Ärzte bzw. Zahnärzte werden 
erst wieder für 1975 vorliegen, da die Kostenstrukturerhebung nur alle 
4 Jahre durchgeführt wird. 

Bei den niedergelassenen Ärzten hatte die gesetzliche Krankenversi- 
cherung im Jahre 1963 einen Anteil von rund 75 v.H. am Gesamtein- 
kommen und im Jahre 1974 von rund 85 v.H. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


58. Abgeordneter 

Dr. Hauser 
(Sasbach) 

(CDU/CSU) 


Welche zusätzlichen Umstände verhinderten es, daß 
der unter dem 30. Januar 1975 von dem Herrn Par- 
lamentarischen Staatssekretär im Bundesverteidi- 
gungsministerium für Juni 1975 zugesagte Erlaß 
einer Verordnung über den Lärmschutzbereich für 
den militärischen Flugplatz Söllingen unterblieben 
ist, nachdem doch laut Mitteilung des Herrn Staats- 
sekretärs bereits Ende 1974 zunächst nicht vorher- 
sehbare Schwierigkeiten bei Berechnung der Grenz- 
linien behoben werden konnten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 26. August 1975 

Die vom Bundesminister des Innern im Einvernehmen mit dem Bundes- 
minister der Verteidigung zu erlassende Rechtsverordnung über die 
Festsetzung des Lärmschutzbereiches für den militärischen Flugplatz 
Söllingen liegt dem Bundesrat mit Drucksache 454/75 vom 18. Juli 
1975 vor. 

Ich gehe davon aus, daß der Bundesrat seine nach Artikel 80 Abs. 2 des 
Grundgesetzes erforderliche Zustimmung zur Festsetzung des Lärm- 
schutzbereiches nach Beendigung der Sitzungspause erteilt, so daß der 
Lärmschutzbereich danach verkündet werden kann. 


59. 


Abgeordneter 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß 
auf Veranlassung des Wehrbereichskommandos III 
in Düsseldorf mitten in einem bedeutenden Natur- 
schutz- und Naherholungsgebiet in der Hohen Mark 
bei Groß-Reken im Kreis Borken ein Munitions- 
depot errichtet wird und mehrere 100 Morgen Wald 
diesem Projekt zum Opfer fallen, und teilt die Bun- 
desregierung meine Auffassung, daß Munitions- 
depots besser an Plätzen angelegt werden sollten, wo 
sie weder zu unangemessenen Eingriffen in die Na- 
tur führen, noch die Erholungsfunktion eines Gebie- 
tes für Tausende von Menschen aus dem Ballungs- 
zentrum Ruhrgebiet beeinträchtigen? 


Antwort des parlamentäiiächen Staatssekretärs Schmidt 
vom 26. August 1975 

Die Bundesregierung teilt Ihre Auffassung, daß Munitionsdepots soweit 
irgend möglich an Plätzen angelegt werden sollten, wo sie weder zu un- 
angemessenen Eingriffen in die Natur führen, noch die Erholungsfunk- 
tion eines Gebietes beeinträchtigen. In der dichtbesiedelten Bundes- 
republik Deutschland läßt sich nicht immer vermeiden, daß derartige 
militärische Anlagen gelegentlich auch dort errichtet werden müssen, 
wo sich Waldgebiete mit Erholungsfunktion befinden, wenn anders die 
für eine wirkungsvolle Verteidigung unerläßlichen Anlagen nicht 
geschaffen werden können. 

Die Bundesregierung bedauert daher, daß für den Neubau des Muni- 
tionsdepots Waldgelände in der Hohen Mark in Anspruch genommen 
werden muß. Ein Ausweichen auf Ödland oder anderes nicht natur- 
schutz würdiges Gelände ist ungeachtet aller Bemühungen nicht mög- 
lich gewesen. Im übrigen ist jedoch die Befürchtung, es könnten durch 
das Bauvorhaben ökologische Schäden eintreten, unbegründet. Die 
etwa 47 ha Waldgebiet, die zur Vorbereitung der jetzt anlaufenden Bau- 
maßnahmen bereits gerodet sind, werden weitgehend wieder aufge- 
forstet. 

Für das Munitionsdepot Hülsten ist das nach dem Landbeschaffungs- 
gesetz vorgeschriebene Verfahren ordnungsgemäß durchgeführt worden. 
Der Interministerielle Ausschuß für Verteidigungsliegenschaften beim 
Finanzministerium des Landes Nordrhein-Westfalen hat sich in seiner 
abschließenden Stellungnahme vom 2. Februar 1968 mit der Inan- 
spruchnahme des Waldgeländes bei Hülsten für die beabsichtigte Ver- 
wendung einverstanden erklärt. Auch die zu beteiligenden Bundesres- 
sorts, darunter das Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten, haben gegen das Vorhaben bei Hülsten keine Einwendun- 
gen erhoben. Nach Abschluß des korrekt abgewickelten Verfahrens 
wurde das Gelände von insgesamt rund 81 ha durch die Oberfinanz- 
direktion Münster für Zwecke der Landesverteidigung erworben. 
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60. Abgeordneter 
S prange r 
(CDU/CSU) 


Wie läßt sich nach Auffassung der Bundesregierung 
die ständige Aufstockung des Angriffspotentials des 
Warschauer Pakts mit den KSZE-Deklamationen ver- 
einbaren, und was gedenkt die Bundesregierung zu 
tun, um der wachsenden Bedrohung des freien 
Westens durch die Aufrüstung des kommunistischen 
Ostens zu begegnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 26. August 1975 

Ihre Anfrage enthält Kerngedanken der Großen Anfrage Ihrer Fraktion 
zur Verteidigungspolitik (Drucksache 7/3874). 

Die Bundesregierung bereitet die Antwort auf diese Große Anfrage zur 
Zeit vor. Die Antwort wird ausführlich auf die Verstärkung des Offen- 
sivpotentials des Warschauer Paktes und auf die Anstrengungen der 
Bundesregierung, der Bedrohung zu begegnen, eingehen. 

Um der Antwort der Bundesregierung nicht vorzugreifen, möchte ich 
mit Ihrem Einverständnis diese beiden Aspekte Ihrer Frage zurückstel- 
len, weil sie Teil der Antwort auf die Große Anfrage sein werden. 

Im übrigen beantworte ich Ihre Frage wie folgt: 

Die „Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa“ 
(KSZE) hatte sich nicht zur Aufgabe gesetzt, über das militärische 
Potential der Teilnehmerstaaten zu verhandeln. 

Sie befaßte sich vielmehr mit Sicherheitsaspekten unter allgemeinen 
politischen Gesichtspunkten. So sollen die Konferenzergebnisse über 
die „vertrauensbildenden Maßnahmen“ — wie die vorherige Ankündi- 
gung größerer militärischer Manöver und der Austausch von Manöver- 
beobachtern — Sicherheit und Stabilität in Europa erhöhen. 

Die KSZE-Schlußakte von Helsinki untersagt weder bestimmte militä- 
rische Aktivitäten noch schließt sie Verstärkungen oder Umstrukturie- 
rungen von Streitkräften aus. 

Die KSZE-Teilnehmerstaaten haben allerdings ihr Interesse an Bemü- 
hungen zur Verminderung der militärischen Konfrontation und zur 
Förderung der Abrüstung bekundet. 

Es ist zu hoffen, daß das Verhalten der Warschauer-Pakt-Staaten diesen 
Absichtserklärungen gerecht wird. 

Ein Versuch, die militärische Lage durch beiderseitige, ausgewogene 
Truppenverminderungen in Mitteleuropa zwischen den NATO-Staaten 
und den Staaten des Warschauer Paktes zu stabilisieren, wird in den 
Verhandlungen in Wien unternommen. Hier ist es unser Ziel, ein aus- 
gewogenes Kräfteverhältnis auf niedrigerem Streitkräfteniveau herzu- 
stellen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und das Post- und Femmeldewesen 


61. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Gründe 
die für die Einordnung des Baus der B 44/B 486 
als Umgehungsstraße in der Gemarkung Mörfelden 
in die erste Dringlichkeitsstufe des zweiten Fünf* 
jahresplanes maßgebend waren, nach wie vor beste- 
hen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 19. August 1975 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Gründe, die für die Einstufung 
des Baues der B 44/B 486 als Umgehungsstraße von Mörfelden in die 
1. Dringlichkeit des Bedarfsplanes für den Ausbau der Bundesfern- 
straßen (1971 bis 1985) maßgebend waren, nach wie vor bestehen. Die 
Überprüfung des Bedarfsplanes gemäß § 4 des Ausbauplangesetzes hat 
jedoch ergeben, daß der gemeinsame Abschnitt der B 44/B 486 südlich 
der B 486 sowie die B 486 südlich Mörfelden künftig in die Dringlich- 
keit Ib einzuordnen sind. Aus finanziellen Gründen wird daher mit 
einer Verwirklichung dieser Abschnitte nicht vor 1990 zu rechnen sein. 


62. Abgeordneter Welche Dienststellen sind derzeit mit der amt- 
Kleinert liehen Freigabegenehmigung für die Veröffent- 

(FDP) lichung von Luftaufnahmen mit welcher durch- 

schnittlichen Anzahl von Genehmigungsverfahren 
und welchen Kosten tätig? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 19. August 1975 

Die Freigabe der Luftbüdaufnahmen nach den Vorschriften des § 88 
der Luftverkehrs-Zulassungs-Ordnung (LuftVZO) liegt im Zuständig- 
keitsbereich der Obersten Landesverkehrsbehörden. 

Die Anzahl der durchgeführten Freigabeverfahren, die hierfür aufge- 
wendeten Kosten wie auch die Höhe der von den zuständigen Behörden 
vereinnahmten Gebühren sind der Bundesregierung nicht bekannt. 


63. 


Abgeordneter 

Kleinert 


(FDP) 


Stellt die Beibehaltung der Genehmigungspflicht 
nicht einen Verwaltungsaufwand mit unverhältnis- 
mäßig hohen Kosten dar, da es heute doch ohnehin 
möglich ist, mit Beobachtungssatelliten ungehindert 
Aufklärungsaufnahmen zu machen, die die klein- 
sten Details erkennen lassen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 19. August 1975 

Neben den Vorschriften des § 27 Abs. 2 und 3 des Luftverkehrsgesetzes 
(LuftVG) in Verbindung mit §§83 bis 89 der Luftverkehrs-Zulassungs- 
Ordnung (LuftVZO) ist für die Tätigkeit auf dem Gebiet des Luftbild- 
wesens Artikel 42 des Zusatzabkommens zum NATO-Truppenstatut 
vom 3. August 1959 maßgebend. 

Die NATO wie auch das Bundesministerium der Verteidigung messen 
trotz der Erkenntnis, daß von Satelliten aus qualitativ hochwertige 
Luftbildaufnahmen hergestellt werden können, dem Schutz ihrer Anla- 
gen vor der unberechtigten und unkontrollierten Herstellung von Foto- 
und Fümaufnahmen aus konventionellen Luftfahrzeugen große Bedeu- 
tung bei und sind aus Verteidigungsgründen nicht bereit, auf das Geneh- 
migungs- und Freigabe verfahren zu verzichten. 


64. 


Abgeordneter 

Roser 


(CDU/CSU) 


Warum wül der Bundesminister für das Post- und 
Fernmeldewesen die öffentlichen Fernsprecher 
auf Gebührenerhöhungen zu 30, 40 und 50 Pfennig 
einrichten, und warum erstreckt er seine Versiche- 
rung, die Gebühren nicht zu erhöhen, nur auf die 
Zeit bis zur Bundestagswahl 1976? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 26. August 1975 

Anlaß für die Änderung der Kassiereinrichtung bei den öffentlichen 
Münzfernsprechern sind technische, betriebliche und wirtschaftliche 
Gründe. Die Münzprüfung mußte verbessert, die Unterhaltung verein- 
facht und die Lagerhaltung günstiger gestaltet werden. Da Münzfern- 
sprecher eine Lebensdauer von 15 Jahren haben, müssen weiterent- 
wickelte Geräte grundsätzlich langfristig konzipiert werden. 

Die Entwicklung der Kosten für die Bereitstellung solcher Kunden- 
dienste kann über einen Zeitraum von 15 Jahren nicht annähernd 
abgeschätzt werden. Es war deshalb wirtschaftlich sinnvoll, die tech- 
nische Ausstattung aller Geräte nicht allein an den geltenden Gebühren- 
sätzen zu orientieren. 

Mit seiner Versicherung, die Gebühren bis einschließlich 1976 nicht zu 
erhöhen, will der Bundespostminister den Postkunden, insbesondere 
jedoch den Wirtschaftsunternehmen, auf dem Gebiet des Post- und 
Fernmeldewesens eine sichere Kalkulationsgrundlage bieten. Seine Aus- 
sage bezieht sich auf den gegenwärtig hinsichtlich der wirtschaftlichen 
Entwicklung der Deutschen Bundespost überschaubaren Zeitraum. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


65. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, bei Neu- oder Um- 

Dr. Schwörer bauten von Wohnungen für Querschnittsgelähmte 

(CDU/CSU) über die bisher gewährten 10,000 DM hinaus die 

vollen Mehrkosten zu bezuschussen, die aus der Tat- 
sache entstehen, daß sich diese behinderten Mitbür- 
ger nur im Rollstuhl bewegen können? 


Antwort des Bundesministers Ravens 
vom 22. August 1975 

Die Durchführung des sozialen Wohnungsbaues und damit auch seine 
Förderung obliegt, wie Sie wissen, den Ländern. 

Um den Ländern die Aufbringung der erforderlichen Mittel zu erleich- 
tern, wurde dem Bund eine Mitfinanzierungskompetenz eingeräumt, 
die es ihm gestattet, sich nach Maßgabe der im Bundeshaushalt einge- 
stellten Mittel am Finanzierungsaufwand der Länder für den Wohnungs- 
bau zu beteiligen. 

Im Rahmen dieser Kompetenz stellt der Bund Mittel bereit, die dazu 
bestimmt sind, Wohnraum für Schwerbehinderte mitzufinanzieren, 
soweit für sie besondere bauliche Maßnahmen erforderlich sind, die die 
Art und den Grad der Behinderung berücksichtigen und die Mehr- 
kosten verursachen. 

Diese Mitfinanzierungskompetenz ermöglicht es jedoch dem Bund 
nicht, Teilbereiche des Wohnungsbaues allein oder überwiegend allein 
zu finanzieren. Aus diesem Grunde ist es daher nicht möglich, Ihrer 
Anregung zu folgen. 

Ich darf allerdings darauf hinweisen, daß der von Ihnen erwähnte För- 
derungsbetrag von 10 000 DM, der bis zum Jahre 1974 galt, inzwi- 
schen überholt ist. Er wurde im Jahre 1975 um 50 Prozent erhöht, so 
daß nunmehr in den von Ihnen genannten Fällen der Finanzierungs- 
beitrag des Bundes bis zu 15 000 DM je Wohnung betragen kann. 


66. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Göttingen) 
(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, im Rahmen des 
geplanten Konjunkttirprogramms Mittel für die 
Modernisierung von Altbauten zur Verfügung zu 
stellen, und in welcher Größenordnung soll dies 
geschehen? 
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67. Abgeordneter 
Dr. Klein 
(Göttingen) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, im Falle eines sol- 
chen Vorgehens insofern von der bisherigen Ver- 
gabepraxis abzuweichen, als im Rahmen eines 
solchen Programms auch einzelne erhaltungswür- 
dige Objekte, wie z.B. Fachwerkbauten, historische 
Dorfkerne und Stadtbilder, gefördert werden kön- 
nen, oder beabsichtigt die Bundesregierung, an dem 
bisherigen starren System der Modernisierungszonen 
festzuhalten? 


Antwort des Bundesministers Ravens 
vom 25. August 1975 

Die Beratungen über die von der Bundesregierung angekündigten Maß- 
nahmen zur Konjunkturförderung sind noch nicht abgeschlossen. Das 
Konjunkturprogramm wird voraussichtlich am 27./28. August vom 
Bundeskabinett verabschiedet. Die Einbeziehung der Modernisierungs- 
förderung in das Konjunkturprogramm wird erwogen. Umfang und 
Modalitäten einer eventuellen Maßnahme bedürfen noch einer Erörte- 
rung mit den Landesregierungen. Die Modalitäten des Programms wer- 
den sich in jedem Fall an den konjunkturpolitischen Erfordernissen 
orientieren. 


68. Abgeordneter Treffen Zeitungsmeldungen zu, daß einige Landes- 
Dr. Bardens regierungen (z.B. die rheinland-pfälzische) die Mit- 

(SPD) tel zur Förderung der Altbaumodernisierung aus 

dem Konjunkturprogramm der Bundesregierung 
nicht abgerufen haben? 

Antwort des Bundesministers Ravens 
vom 28. August 1975 

Es trifft zu, daß drei Länder (Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz und 
Saarland) Darlehnsmittel aus den beiden letzten Sonderprogrammen der 
Bundesregierung in den vorgesehenen Fristen nicht voll an Förderungs- 
berechtigte weitergeben konnten. 


69. Abgeordneter Was geschieht mit den Mitteln, die beispielsweise das 
Dr. Bardens Land Rheinland-Pfalz nicht abgerufen hat? 

(SPD) 


Antwort des Bundesministers Ravens 
vom 28. August 1975 

Die zwischen den Ressorts laufende Prüfung der Frage, ob die von den 
oben genannten Ländern nicht in Anspruch genommenen Mittel ande- 
ren Ländern, die zu den gegebenen Bedingungen weiteren Bedarf gel- 
tend machen, zur Verfügung gestellt werden können, ist noch nicht 
abgeschlossen. 


70. Abgeordneter 
Dr. Schwencke 
(Nienburg) 
(SPD) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, die 
,, Richtlinien“ für den Vergabekomplex ,, Kunst 
am Bau“ in bindende Vorschriften umzuwandeln, 
und welche veränderten Kriterien werden bei mög- 
lichen revidierten Vorschriften, die m.E. stärker 
die künstlerische Partizipation am Planungsprozeß 
und nicht bloß das Moment des ästhetisch Additiven 
berücksichtigen müßten, maßgebend sein? 
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Antwort des Bundesministers Ravens 
vom 25. August 1975 

Das Verfahren bei Bundesbauten ist in den „Richtlinien für die Durch- 
führung von Bauaufgaben des Bundes — RBBau — “ geregelt. Bestand- 
teil dieser Richtlinien ist auch eine Regelung über die Beteiligung bil- 
dender Künstler (Abschnitt K 7 dieser Richtlinien). 

Der Arbeitsausschuß für die RBBau hat hierzu kürzlich eine Neufassung 
verabschiedet, die zwischenzeitlich auch veröffentlicht wurde (Mini- 
sterialblatt des Bundesministers der Finanzen und des Bundesministers 
für Wirtschaft Nr. 14 vom 8. August 1975, S. 383). 

Mit der vorliegenden Fortschreibung dieser Verwaltungsvorschrift wur- 
de die bestehende Richtlinie für die Beteiligung bildender Künstler im 
vorgegebenen finanziellen Rahmen erweitert und insbesondere eine 
frühzeitige Beteiligung der Künstler im Planungsprozeß, ihre Beteiligung 
bei der Entscheidung über die Auswahl von Kunstwerken und die Ob- 
jektivierung des Wettbewerbsverfahrens einer Regelung zugeführt. 

Damit sind wesentliche Anregungen und Gesichtspunkte der bildenden 
Künstler, wie sie u.a. in einer Eingabe des Bundesverbandes der bilden- 
den Künstler und auch in einer Empfehlung des Deutschen Städtetages 
zum Thema ,, Kunst und Bauen“ vom Januar 1974 zum Ausdruck kom- 
men, berücksichtigt. 

Ich würde es begrüßen, wenn die Länder — wie in der Vergangenheit 
bei anderen Änderungen der RBBau geschehen — auch in diesem fall 
die Neuregelung des Bundes entsprechend in ihre eigenen Bestimmun- 
gen übernehmen würden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


71. Abgeordneter Trifft die Meldung des ,,Tagesspiegel“ vom 27. Juli 
Hösl 1975 zu, die Gesamtzahl der Reisen nach Berlin 

(CDU/CSU) habe im Jahr 1974 gegenüber 1973 abgenommen, 

und welche Schritte sieht die Bundesregierung - 
bejahendenfalls - für notwendig an, um dieser 
rückläufigen Entwicklung des Reiseverkehrs zu 
begegnen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 19. August 1975 

Es trifft zu, daß die Gesamtzahl der Reisenden vom Bundesgebiet nach 
Berlin (West) im Jahre 1974 gegenüber dem Jahre 1973 geringfügig ab- 
genommen hat, und zwar von 8 849 729 im Jahre 1973 auf 8 532 940 
im Jahre 1974, also um 3 16^789 Reisende, das sind 3,58 %. 

Bei diesen Gesamtzahlen ist die unterschiedliche Entwicklung innerhalb 
der einzelnen Verkehrsträger zu berücksichtigen. Während in den ge- 
nannten Zeiträumen das Fluggastaufkommen im Berlinverkehr - wie 
erwartet — mit einer Abnahme von 12,9 % rückläufig war, blieb die 
Zahl der Reisenden auf dem Landwege (Straße und Schiene) bei einem 
Rückgang von unter einem Prozent nahezu konstant auf dem nach dem 
Transitabkommen erreichten Höchststand. 

Trotz des rückläufigen Flugverkehrs und der geringfügigen Abnahme 
der Reisezahlen gegenüber dem Vorjahre reisten im Jahre 1974 insge- 
samt 30,01 % mehr Personen vom Bundesgebiet nach Berlin (West) als 
im Jahre 1971, also dem letzten Jahr vor Inkrafttreten des Transitab- 
kommens. 
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Wenn man die Gesamtentwicklung des Berlinverkehrs seit dem Transit- 
abkommen verfolgt, zeigt sich, daß sich der Personenverkehr nach Ber- 
lin (West) nach einem schwunghaften Anstieg der Reisezahlen auf den 
Landwegen und dem Erreichen eines Höchststandes im Jahre 1973 
normalisiert hat und nur geringfügigen Schwankungen unterliegt. So 
ist die Gesamtzahl der Reisenden nach Berlin (West) im ersten Halb- 
jahr 1975 gegenüber dem ersten Halbjahr 1974 — trotz des weiter 
rückläufigen Fluggastaufkommens — wiederum um rund 9 % gestiegen. 

Bei dieser erfreulichen Gesamtentwicklung sieht die Bundesregierung 
keine Veranlassung zu besonderen Maßnahmen. 


72. Abgeordneter 
Barche 
(SPD) 


Welchen Unfall- und Versicherungsschutz genießen 
Kraftfahrer aus der Bundesrepublik, die in der DDR 
mit dem eigenen Auto unterwegs sind und dort in 
einen Unfall verwickelt werden? 


Antwort des Parlament arischen Staatssekretärs Herold 
vom 19. August 1975 


Für durch Kraftfahrzeugunfälle verursachte Schäden haben der Bundes- 
minister der Justiz der Bundesrepublik Deutschland und der Minister 
der Finanzen der Deutschen Demokratischen Republik am 26. April 
1972 eine Rahmenvereinbarung abgeschlossen. Diese wurde durch eine 
weitere Vereinbarung zwischen dem Verband der Haftpflicht-, Unfall- 
und Kraftverkehrsversicherer e.V. (HUK-Verband) in der Bundesrepu- 
blik Deutschland und die Staatliche Versicherung der Deutschen Demo- 
kratischen Republik vom 10. Mai 1973 ausgefüllt, womit die bisherige 
ähnliche Regelung abgelöst wurde. Die Vereinbarung betrifft den Aus- 
gleich von Schäden aus Kraftfahrzeugunfällen und zur Finanzierung 
von Leistungen der Ersten Hilfe bei Kraftfahrzeugunfällen (Bundesan- 
zeiger Nr. 1 24 vom 7. Juli 1973). 

Die Vereinbarung sieht vor, daß Kraftfahrzeug-Haftpfüchtschäden 
jeweils von derjenigen Versicherungseinrichtung reguliert werden, 
in deren Geschäftsbereich die geschädigte Person ihren Sitz, Wohn- 
sitz oder gewöhnlichen Aufenthalt hat. Dies bedeutet, daß ein Kraft- 
fahrer aus dem Bundesgebiet oder Berlin (West), der in der DDR oder 
in Berlin (Ost) einen Schaden erleidet, sich nach Rückkehr an den 
HUK-Verband, 2 Hamburg 1, Glockengießerwall 1 (Klosterburg), 
Telefon 040/32 20 01 zu wenden hat und vom HUK-Verband bzw. 
seiner Versicherung gegebenenfalls seinen Schaden ersetzt bekommt. 

Ist umgekehrt der Schaden am Kraftfahrzeug aus der DDR entstanden, 
so hat sich der Geschädigte an die Staatliche Versicherung der DDR 
zu wenden und erhält gegebenenfalls von dort seinen Schaden ersetzt. 
Für die Ersatzleistungen gelten die Vorschriften des Unfallortes. 

Notwendige Hilfeleistungen in der DDR, wie medizinische Betreuung, 
Notreparaturen an Kraftfahrzeugen und Abschleppdienste werden von 
der Staatlichen Versicherung der DDR auch ohne Nachweis einer Er- 
satzpflicht zunächst bezahlt und sodann mit dem HUK-Verband abge- 
rechnet. 

Kraftfahrzeug-Haftpflichtschäden sind Schadensereignisse, bei denen 
Kraftfahrzeuge mit Kennzeichen der Bundesrepublik Deutschland und 
Kraftfahrzeuge mit Kennzeichen der DDR beteiligt sind. Bei anderen 
Schadensereignissen hat sich der Geschädigte unmittelbar an die Staat- 
liche Versicherung der DDR oder an den Schädiger zu wenden. Scha- 
densersatzzahlungen können, soweit es sich um Leistungen an natür- 
lichen Personen handelt, im Verhältnis 1 : 1 transferiert werden (vgl. 
Vereinbarung über den Transfer von Unterhaltszahlungen vom 25. April 
1974 - BGBl, vom 14. Mai 1974 Teil II Nr. 24 Seite 621 und Bundes- 
anzeiger vom 15. Mai 1974 Nr. 90). 
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73. Abgeordneter Wie lassen sich nach Auffassung der Bundesregie- 
Spranger rung die im ZDF-Magazin vom 6. August 1975 be- 

(CDU/CSU) richteten Repressalien gegenüber vielen Familien 

durch das DDR-Regime mit dem Grundlagenvertrag 
und den KSZE-Deklamationen in Einklang bringen, 
und was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um 
derartige Beeinträchtigungen von Grundrechten 
durch das DDR-Regime zu verhindern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Herold 
vom 18. August 1975 

Das in der Bundesrepublik Deutschland im Grundgesetz verankerte und 
im täglichen Leben Wirklichkeit gewordene Recht auf Freizügigkeit ist 
für uns eine Selbstverständlichkeit geworden, dies gilt jedoch nicht für 
Staaten mit einem anderen Gesellschaftssystem. Dies haben wir zu 
berücksichtigen, wenn wir den Menschen helfen wollen, die ihre Hoff- 
nungen auf uns setzen. Die Bundesregierung hat bei anderer Gelegenheit 
bereits mehrfach betont, daß sie sich zu dem in der allgemeinen Erklä- 
rung der Menschenrechte niedergelegten Grundsatz bekennt, nach dem 
jeder Mensch das Recht hat, jedes Land, einschließlich seines eigenen, 
zu verlassen sowie in sein Land zurückzukehren. Es ist Ihnen bekannt, 
daß dies für die DDR so nicht gilt. Deshalb bemüht sich die Bundesre- 
gierung — in den letzten Jahren mit zunehmendem Erfolg einer mög- 
lichst großen Zahl von Bewohnern der DDR auf dem Wege der Fami- 
lienzusammenführung zu helfen, nach hier zu kommen. Ich darf Sie 
daran erinnern, daß bereits im ersten Halbjahr 1975 2500 Erwachsene 
mit 400 zu ihnen gehörenden Kindern sowie 103 einzeln reisende Kin- 
der in die Bundesrepublik Deutschland übersiedeln konnten. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


74. Abgeordneter Wie vereinbart die Bundesregierung die hart ableh- 
Dr. Todenhöfer nende Haltung der saudi-arabischen Regierungs- 
(CDU/CSU) delegation gegenüber der Idee der entwicklungs- 

politischen Dreieckskooperation Minister Bahrs mit 
der offiziellen Mitteilung des Entwicklungsministe- 
riums vom 25. April 1975: ,, Saudi Arabiens Zustim- 
mung zu Bonns Konzept der Dreieckskooperation 
ein großer Erfolg“? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Brück 
vom 18. August 1975 

Die saudi-arabische Regierungsdelegation war zu Gesprächen über die 
Intensivierung der bilateralen Wirtschaftsbeziehungen nach Bonn ge- 
kommen. Gegenüber der Idee der entwicklungspolitischen Dreiecks- 
kooperation hat sie keine ,,hart ablehnende“ Haltung gezeigt. 


75. Abgeordneter Wie vereinbart die Bundesregierung die Äußerung 
Dr. Todenhöfer des Staatssekretärs im Wirtschaftministerium Roh- 
(CDU/CSU) wedder vom 6. August 1975, die Sache mit den 

Dreiecksgeschäften sollten wir schnell vergessen, so- 
wie seine Äußerung vom 5. August 1975: „die 
Saudis wollen an diese Geschäfte nicht ran“ mit der 
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Beantwortung der Großen Anfrage der CDU/CSU 
zur Entwicklungspolitik am 19. Juni 1975, in der 
die Dreieckskooperation als eine der drei ,, Ant- 
worten“ der Bundesregierung auf die durch die 
Ölkrise entstandene „neue Lage“ bezeichnet wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Brück 
vom 18. August 1975 


Das Angebot zur Dreieckskooperation bleibt - wie in Beantwortung 
der Großen Anfrage der CDU/CSU zur Entwicklungspolitik am 19. Juni 
1975 ausgeführt — eine der Möglichkeiten zur Überwindung der durch 
die Ölsituation entstandenen neuen Lage für die Dritte Welt. 


Bonn, den 8. September 1975 
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